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Betrag in nationaler Währung für eine Einheit:

Belgischer und
Luxemburgischer Franken 40,6560ÙÙ

Dänische Krone 7,50870Ù

Deutsche Mark 1,97156Ù

Griechische Drachme 332,599ÙÙÙ

Spanische Peseta 167,302ÙÙÙ

Französischer Franken 6,60947Ù

Irisches Pfund 0,786640

Italienische Lira 1945,04ÙÙÙÙ

Holländischer Gulden 2,22342Ù

Österreichischer Schilling 13,8719ÙÙ

Portugiesischer Escudo 201,823ÙÙÙ

Finnmark 5,99432Ù

Schwedische Krone 8,97751Ù

Pfund Sterling 0,670514

US-Dollar 1,09555Ù

Kanadischer Dollar 1,67893Ù

Japanischer Yen 158,362ÙÙÙ

Schweizer Franken 1,64826Ù

Norwegische Krone 8,44124Ù

Isländische Krone 78,4964ÙÙ

Australischer Dollar 1,87884Ù

Neuseeländischer Dollar 2,22267Ù

Südafrikanischer Rand 6,96772Ù

Die Kommission verfügt jetzt über einen Fernschreiber mit Abrufmöglichkeit, der die Umrechnungskurse
in den wichtigsten Währungen automatisch mitteilt. Die Kurse sind börsentäglich ab 15.30 Uhr bis 13 Uhr
am folgenden Tag abrufbar.

Dabei ist in folgender Weise zu verfahren:

—ÙFernschreib-Nr. 23789 in Brüssel wählen;

—Ùeigene Fernschreib-Nummer angeben;

—Ùden Code ,,cccc‘‘ eingeben, der den Abruf der Umrechnungskurse des Ecu auslöst;

—Ùden Ablauf der Übertragung nicht unterbrechen; das Ende der Mitteilung wird automatisch durch den
Code ,,ffff‘‘ angezeigt.

Vermerk:ÙAußerdem verfügt die Kommission über Fernkopierer mit Abrufmöglichkeit (unter Nr. 296Ø10Ø97
und Nr. 296Ø60Ø11), über die die jeweils relevanten Daten zur Berechnung der im Rahmen der
gemeinsamen Agrarpolitik anwendbaren Umrechnungskurse täglich abgefragt werden können.

(Î)ÙVerordnung (EWG) Nr. 3180/78 des Rates vom 18. Dezember 1978 (ABl. L 379 vom 30.12.1978,
S. 1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 1971/89 (ABl. L 189 vom 4.7.1989,
S. 1).

Beschluß 80/1184/EWG des Rates vom 18. Dezember 1980 (Abkommen von Lome) (ABl. L 349 vom
23.12.1980, S. 34).

Entscheidung Nr. 3334/80/EGKS der Kommission vom 19. Dezember 1980 (ABl. L 349 vom
23.12.1980, S. 27).

Haushaltsordnung vom 16. Dezember 1980 betreffend den allgemeinen Haushalt der Europäischen
Gemeinschaften (ABl. L 345 vom 20.12.1980, S. 23).

Verordnung (EWG) Nr. 3308/80 des Rates vom 16. Dezember 1980 (ABl. L 345 vom 20.12.1980, S. 1).

Entscheidung des Rates der Gouverneure der Europäischen Investitionsbank vom 13. Mai 1981 (ABl.
L 311 vom 30.10.1981, S. 1).
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Mitteilung über die Anwendung der Wettbewerbsregeln auf Zugangsvereinbarungen im Tele-
kommunikationsbereich

RAHMEN, RELEVANTE MÄRKTE UND GRUNDSÄTZE

(98/C 265/02)

(Text von Bedeutung für den EWR)

VORBEMERKUNG

Zugangsvereinbarungen sind in der Telekommunikationsindustrie von zentraler Bedeutung,
weil sie den Marktteilnehmern die Vorteile der Liberalisierung erschließen.

Diese Mitteilung verfolgt die folgenden Zwecke:

—ÙGrundsätze für den Zugang, die aus dem Wettbewerbsrecht der Gemeinschaft abgeleitet
sind und sich aus einer großen Zahl von Entscheidungen der Kommission ergeben, darzule-
gen und dadurch eine größere Marktsicherheit und stabilere Bedingungen für Investitionen
und unternehmerische Initiativen in den Bereichen Telekommunikation und Multimedia zu
schaffen;

—Ùdas Verhältnis zwischen Wettbewerbsrecht und den nach Artikel 100a ergangenen sektor-
spezifischen Rechtsakten zu definieren und zu erläutern (insbesondere das Verhältnis zwi-
schen den Wettbewerbsregeln und den Regeln für den offenen Netzzugang (ONP));

—Ùzu erläutern, wie die Wettbewerbsregeln durchgängig auf alle Sektoren angewendet wer-
den, die an den neuen Multimediadiensten beteiligt sind, insbesondere auf die damit zusam-
menhängenden Fragen des Zugangs und der Netzübergänge.

EINFÜHRUNG

1.ÙDer Zeitplan für die vollständige Liberalisierung im
Telekommunikationsbereich ist nunmehr aufge-
stellt, und die meisten Mitgliedstaaten mußten die
letzten Hindernisse für die Bereitstellung von Tele-
kommunikationsnetzen und die Erbringung von
Telekommunikationsdienstleistungen für Endkun-
den unter Wettbewerbsbedingungen bis zum 1. Ja-
nuar 1998 beseitigenØ(Î). Diese Liberalisierung wird
zur Herausbildung einer zweiten Gruppe damit zu-
sammenhängender Produkte oder Dienste führen
und den Zugang zu Einrichtungen, die für die Er-
bringung dieser Dienstleistungen erforderlich sind,
notwendig machen. Ein typisches, aber nicht das
einzige Beispiel in diesem Bereich ist die Zusam-
menschaltung mit dem öffentlichen vermittelten Te-
lekommunikationsnetz. Die Kommission hat mitge-
teilt, daß sie die wettbewerbsrechtliche Behandlung
von Zugangsvereinbarungen im Telekommunikati-
onsbereich festlegen wirdØ(Ï). Die vorliegende Mit-
teilung befaßt sich folglich mit der Frage, wie die

Wettbewerbsregeln und -verfahren auf Zugangsver-
einbarungen im Rahmen harmonisierter gemein-
schaftlicher und einzelstaatlicher Regelungen im
Telekommunikationsbereich Anwendung finden.

2.ÙDen rechtlichen Rahmen für die Liberalisierung des
Telekommunikationsbereichs bilden die nach Arti-
kel 90 EG-Vertrag erlassenen Liberalisierungrichtli-
nien und die nach Artikel 100a erlassenen Harmo-
nisierungsrichtlinien, einschließlich insbesondere
der Rechtsakte zum offenen Netzzugang (ONP),
die harmonisierte Regeln für den Zugang zu Tele-
kommunikationsnetzen und die Zusammenschal-
tung mit diesen sowie für den Sprachtelefondienst
der Telekommunikationsorganisationen vorsehen.
Der von den Rechtsvorschriften für die Liberalisie-
rung und Harmonisierung vorgegebene rechtliche
Rahmen bildet den Hintergrund für die von der
Kommission getroffenen Maßnahmen bei der An-
wendung der Wettbewerbsregeln. Sowohl die Libe-
ralisierungsvorschriften (Artikel 90 — Richtli-
nien)Ø(Ð) als auch die Harmonisierungsvorschriften
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(ONP-Richtlinien)Ø(Ñ) sollen die Erreichung der
Ziele der Gemeinschaft sicherstellen, wie sie in Ar-
tikel 3 EG-Vertrag dargelegt sind, insbesondere
,,ein System, das den Wettbewerb innerhalb des
Binnenmarkts vor Verfälschungen schützt‘‘, schaf-
fen und ,,einen Binnenmarkt, der durch die Beseiti-
gung der Hindernisse für den freien Waren-, Per-
sonen-, Dienstleistungs- und Kapitalverkehr zwi-
schen den Mitgliedstaaten gekennzeichnet ist‘‘, be-
wirken.

3.ÙDie Kommission hat bereits Leitlinien für die An-
wendung der EG-Wettbewerbsregeln im Telekom-
munikationsbereich veröffentlichtØ(Ò). Die vorlie-
gende Mitteilung baut auf diesen Leitlinien, in de-
nen Fragen des Zugangs nicht ausdrücklich behan-
delt wurden, auf.

4.ÙIm Telekommunikationsbereich ermöglichen und
vereinfachen die Rechtsvorschriften zur Liberalisie-
rung und Harmonisierung den Unternehmen in der
Gemeinschaft die Aufnahme neuer Tätigkeiten in
neuen Märkten und nutzen den Benutzern somit
durch eine Stärkung des Wettbewerbs. Diese Vor-
teile dürfen nicht durch wettbewerbsbeschränkende
oder mißbräuchliche Praktiken von Unternehmen
gefährdet werden; die Wettbewerbsregeln der Ge-
meinschaft sind daher für die Entwicklung dieses
Markts von wesentlicher Bedeutung. Neu in den
Markt eintretenden Unternehmen muß in der An-
fangsphase das Recht auf Zugang zum Netz der
etablierten Telekommunikationsbetreiber garantiert
werden. Unterschiedliche Behörden auf regionaler,
einzelstaatlicher und Gemeinschaftsebene haben in
diesem Bereich regulierende Aufgaben wahrzuneh-
men. Damit sich der Wettbewerb im Binnenmarkt
entfalten kann, muß eine wirksame Koordinierung
dieser verschiedenen Stellen gewährleistet sein.

5.ÙIn Teil I dieser Mitteilung wird der rechtliche Rah-
men dargelegt und im einzelnen ausgeführt, wie die
Kommission beabsichtigt, eine unnötige Verdoppe-
lung von Verfahren zu vermeiden und gleichzeitig
die Rechte der Unternehmen und Benutzer im
Rahmen der Wettbewerbsregeln zu wahren. In die-
sem Zusammenhang bezwecken die Bemühungen
der Kommission, die dezentralisierte Anwendung
der Wettbewerbsregeln durch einzelstaatliche Ge-
richte und Behörden zu fördern und dadurch Pro-
blemlösungen auf einzelstaatlicher Ebene herbeizu-
führen, solange im Einzelfall kein wesentliches Ge-
meinschaftsinteresse gegeben ist. Im Telekommuni-
kationsbereich verfolgen besondere Verfahren in
den ONP-Regeln ebenfalls den Zweck, Probleme
beim Zugang vorrangig auf dezentralisierter, ein-
zelstaatlicher Ebene zu lösen, wobei unter bestimm-
ten Umständen zusätzlich die Möglichkeit der
Schlichtung auf Gemeinschaftsebene besteht. In
Teil II wird der Ansatz der Kommission bei der
Marktabgrenzung in diesem Bereich definiert. In

Teil III sind die Grundsätze dargelegt, die die
Kommission bei der Anwendung der Wettbewerbs-
regeln befolgt; dieser Teil soll den am Telekommu-
nikationsmarkt Beteiligten durch Erläuterung der
wettbewerbsrechtlichen Anforderungen Hilfestel-
lung bei der Gestaltung von Zugangsvereinbarun-
gen geben. Die in dieser Mitteilung dargelegten
Grundsätze betreffen nicht nur die herkömmliche
Telekommunikation in Festnetzen, sondern alle Be-
reiche der Telekommunikation gleichermaßen, un-
ter anderem auch die Satellitenkommunikation und
den Mobilfunk.

6.ÙDer Mitteilung liegen die Erfahrungen der Kom-
mission mit verschiedenen FällenØ(Ó) sowie be-
stimmte, von der Kommission in Auftrag gegebene
Studien in diesem BereichØ(Ô) zugrunde. Da der
Mitteilung die allgemein anwendbaren Wettbe-
werbsregeln zugrunde liegen, gelten die hier darge-
legten Grundsätze bei vergleichbaren Problemen
auch in anderen Bereichen, etwa bei Zugangsfragen
im Bereich der Digitalkommunikation allgemein.
Desgleichen sind mehrere der im EG-Vertrag nie-
dergelegten Grundsätze auch für Unternehmen au-
ßerhalb des Telekommunikationsbereichs relevant,
die eine marktbeherrschende Stellung innehaben.

7.ÙDie vorliegende Mitteilung greift Fragen auf, die
sich in der Anfangsphase des Übergangs von mono-
polbestimmten zu wettbewerblich geprägten Märk-
ten ergeben haben. Angesichts der Konvergenz der
Sektoren Telekommunikation, Rundfunk und In-
formationstechnologieØ(Õ) und des zunehmenden
Wettbewerbs in diesen Märkten werden sich im
Laufe der Zeit weitere Fragen ergeben. Dabei kann
es nötig werden, den Anwendungsbereich und die
Grundsätze dieser Mitteilung diesen neuen Sekto-
ren anzupassen.

8.ÙDie hier dargelegten Grundsätze gelten für Verhal-
tensweisen außerhalb der Gemeinschaft in dem
Maße, in dem sich solche Verhaltensweisen auf den
Wettbewerb innerhalb der Gemeinschaft auswirken
und den Handel zwischen Mitgliedstaaten beein-
trächtigen. Bei der Anwendung der Wettbewerbsre-
geln hat die Kommission den Verpflichtungen der
Gemeinschaft aus dem WTO-Übereinkommen über
die TelekommunikationØ(Ö) Rechnung zu tragen.
Die Kommission merkt ferner an, daß weitere Ge-
spräche über das System der internationalen Ab-
rechnungstarife (Accounting Rates) im Rahmen der
ITU geführt werden. Die vorliegende Mitteilung
greift dem Standpunkt der Kommission in diesen
Gesprächen nicht vor.

9.ÙDiese Mitteilung schränkt die auf dem Gemein-
schaftsrecht beruhenden Rechte von Einzelpersonen
oder Unternehmen in keiner Weise ein, noch greift
sie einer eventuellen Auslegung der gemeinschaftli-
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chen Wettbewerbsregeln durch den Gerichtshof der
Europäischen Gemeinschaften oder das Gericht Er-
ster Instanz vor. Die Mitteilung stellt keine er-
schöpfende Analyse aller denkbaren Wettbewerbs-
probleme in diesem Bereich dar; weitere Probleme
sind bereits aufgetreten und dürften sich in Zukunft
noch ergeben.

10.ÙDie Kommission wird eine Änderung oder Ergän-
zung dieser Mitteilung unter Berücksichtigung der
Erfahrungen in der Anfangsphase der liberalisierten
Telekommunikationsmärkte zu gegebener Zeit in
Betracht ziehen.

TEIL I — RAHMEN

1.ÙWettbewerbsregeln und sektorspezifische Regu-
lierung

11.ÙProbleme beim Zugang im weitesten Sinne des
Wortes können auf verschiedenen Ebenen und auf
der Grundlage einer Reihe von Rechtsvorschriften
sowohl einzelstaatlicher als auch gemeinschaftlicher
Art geregelt werden. Einem Diensteanbieter, der
vor einem Zugangsproblem steht, weil sich z.ØB. ein
Telekommunikationsbetreiber ungerechtfertigter-
weise weigert, eine Mietleitung (überhaupt oder zu
angemessenen Bedingungen) bereitzustellen, die der
Antragsteller benötigt, um für seine Kunden
Dienstleistungen zu erbringen, stehen daher meh-
rere Lösungsmöglichkeiten offen. Im allgemeinen
ist es für die Betroffenen von Vorteil, dabei zumin-
dest anfänglich auf einzelstaatlicher Ebene vorzu-
gehen. Auf der einzelstaatlichen Ebene kann der
Antragsteller im wesentlichen zwischen zwei Mög-
lichkeiten wählen, nämlich zwischen 1. besonderen
nationalen Regulierungsverfahren, die jetzt in
Übereinstimmung mit dem Gemeinschaftsrecht ein-
geführt und gemäß den ONP-Regeln (siehe Fuß-
note 4) harmonisiert werden, und 2. einem Verfah-
ren nach einzelstaatlichen und/oder Gemeinschafts-
recht vor einem einzelstaatlichem Gericht oder ei-
ner einzelstaatlichen WettbewerbsbehördeØ(ÎÍ).

12.ÙBeschwerden, die statt bei einzelstaatlichen Gerich-
ten oder Wettbewerbsbehörden und/oder statt nach
den ONP-Verfahren bei nationalen Regulierungs-
behörden oder zusätzlich zu den dortigen Verfah-
ren unter Bezugnahme auf die Wettbewerbsregeln
bei der Kommission eingereicht werden, werden
mit der Priorität bearbeitet, die ihnen in Anbetracht
ihrer Dringlichkeit und Neuheit und des grenz-
übergreifenden Aspekts des betreffenden Problems
zuzuordnen ist, wobei auch Notwendigkeit der
Vermeidung von Doppelverfahren berücksichtigt
werden (siehe Randnummer 23 ff.).

13.ÙDie Kommission ist sich bewußt, daß die nationa-
len RegulierungsbehördenØ(ÎÎ) andere Aufgaben ha-
ben und in einem anderen rechtlichen Rahmen tätig
werden als die Kommission bei der Anwendung der
Wettbewerbsregeln. Zum einen sind die nationalen
Regulierungsbehörden aufgrund einzelstatlichen
Rechts tätig, wenngleich sie auch oft Gemein-
schaftsrecht anwenden. Zum anderen kann das ein-
zelstaatliche Recht, dem telekommunikationspoliti-
sche Überlegungen zugrunde liegen, durchaus an-
dere Ziele als die Wettbewerbspolitik der Gemein-
schaft verfolgen, wenngleich die Ziele auch mitein-
ander vereinbar sind. Die Kommission wird so weit
wie möglich mit den nationalen Regulierungsbehör-
den zusammenarbeiten, und diese müssen, insbe-
sondere bei Fragen von grenzübergreifender Be-
deutung, auch untereinander kooperierenØ(ÎÏ). Nach
dem Gemeinschaftsrecht sind einzelstaatliche Be-
hörden, wozu auch die Regulierungs- und Wettbe-
werbsbehörden gehören, verpflichtet, keine Verhal-
tensweisen oder Vereinbarungen zuzulassen, die
gegen das Wettbewerbsrecht der Gemeinschaft ver-
stoßen.

14.ÙDie gemeinschaftlichen Wettbewerbsregeln reichen
nicht aus, um den vielfältigen Problemen im Tele-
kommunikationsbereich ohne Ausnahme abzuhel-
fen. Den nationalen Regulierungsbehörden kommt
daher ein wesentlich breiteres Betätigungsfeld zu,
und sie spielen eine wichtige und weitreichende
Rolle bei der Regulierung dieses Sektors. Nach
dem Gemeinschaftsrecht müssen die nationalen Re-
gulierungsbehörden unabhängig seinØ(ÎÐ).

15.ÙVon Bedeutung ist auch, daß die ONP-Richtlinien
den Telekommunikationsbetreibern mit beträchtli-
cher Marktmacht bestimmte Verpflichtungen hin-
sichtlich der Transparenz und der Nichtdiskrimi-
nierung auferlegen, die über die üblichen Erforder-
nisse des ArtikelsÙ86 EG-Vertrag hinausgehen. In
den ONP-Richtlinien sind Verpflichtungen hin-
sichtlich Transparenz, Kontrahierungspflicht und
Preisverhalten niedergelegt. Diese Verpflichtungen
werden von den nationalen Regulierungsbehörden
durchgesetzt, die außerdem über Mittel verfügen,
einen wirksamen Wettbewerb sicherzustellenØ(ÎÑ).

16.ÙBezüglich Artikel 86 ist diese Mitteilung der Ein-
fachheit halber weitgehend so abgefaßt, als hätte
ein einziger Telekommunikationsbetreiber eine be-
herrschende Stellung. Dies ist jedoch nicht notwen-
digerweise in allen Mitgliedstaaten der Fall: Bei-
spielsweise werden sich nach und nach neue Tele-
kommunikationsnetze immer größerer Ausdehnung
etablieren. Diese alternativen Telekommunikations-
netze können schließlich so groß und umfassend
sein, daß sie bestehende nationale Netze ganz oder
teilweise ersetzen können. Dies ist im jeweiligen
Fall zu berücksichtigen. Vorhandensein und Ste-
lung konkurrierender Betreiber am Markt sind für
die Feststellung von Belang, ob eine allein oder ge-
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meinsam beherrschende Stellung vorliegt; dies ist
bei einer Bezugnahme auf das Vorliegen einer be-
herrschenden Stellung in dieser Mitteilung zu be-
rücksichtigen.

17.ÙDie Kommission ist für die Wettbewerbspolitik der
Gemeinschaft verantwortlich und muß daher dem
allgemeinen Gemeinschaftsinteresse dienen. Die
Verwaltungsmittel, die ihr dazu zur Verfügung ste-
hen, sind notwendigerweise beschränkt und können
nicht zur Bearbeitung aller Fälle, von denen sie
Kenntnis erlangt, eingesetzt werden. Die Kommis-
sion muß daher im allgemeinen alle zur Erfüllung
ihrer Aufgabe erforderlichen organisatorischen
Maßnahmen treffen und insbesondere Prioritäten
festlegenØ(ÎÒ).

18.ÙDie Kommission hat daher mitgeteilt, daß sie sich
bei der Anwendung ihrer Entscheidungsbefugnisse
auf diejenigen Anmeldungen, Beschwerden und von
Amts wegen eingeleiteten Verfahren beschränken
will, die für die Gemeinschaft von besonderer poli-
tischer, wirtschaftlicher oder rechtlicher Bedeutung
sindØ(ÎÓ). Wo dies in einer bestimmten Sache nicht
der Fall ist, wird die betreffende Anmeldung nor-
malerweise nicht durch förmliche Entscheidung,
sondern — sofern die Parteien dem zustimmen —
durch ein einfaches Verwaltungsschreiben (,,Com-
fort letter‘‘) beschieden, und Beschwerden sollten in
der Regel durch die einzelstaatlichen Gerichte oder
andere zuständige Behörden entschieden werden.
In diesem Zusammenhang ist daran zu erinnern,
daß die Wettbewerbsregeln unmittelbar geltenØ(ÎÔ),
so daß das gemeinschaftliche Wettbewerbsrecht vor
einzelstaatlichen Gerichten durchgesetzt werden
kann. Auch wenn das sonstige Gemeinschaftsrecht
beachtet wurde, entfällt nicht die Notwendigkeit,
die Wettbewerbsregeln der Gemeinschaft einzuhal-
tenØ(ÎÕ).

19.ÙAndere einzelstaatliche Behörden, insbesondere die
nationalen Regulierungsbehörden, die innerhalb des
ONP-Rahmens tätig werden, sind für bestimmte
Zugangsvereinbarungen (die ihnen anzumelden
sind) zuständig. Die Anmeldung einer Vereinba-
rung bei einer nationalen Regulierungsbehörde be-
deutet jedoch nicht, daß eine Anmeldung der Ver-
einbarung bei der Kommission unnötig ist. Die na-
tionalen Regulierungsbehörden haben sicherzustel-
len, daß die von ihnen getroffenen Maßnahmen mit
dem Wettbewerbsrecht der Gemeinschaft in Ein-
klang stehenØ(ÎÖ), was bedeutet, daß sie Maßnah-
men zu unterlassen haben, die dem wirksamen
Schutz von Rechten aufgrund gemeinschaftlicher
Vorschriften nach den Wettbewerbsregeln zuwider-
laufenØ(ÏÍ). Sie dürfen daher keine Vereinbarungen
zulassen, die gegen die Wettbewerbsregeln versto-
ßenØ(ÏÎ). Falls sich einzelstaatliche Behörden so ver-

halten, daß diese Rechte beeinträchtigt werden,
kann der Mitgliedstaat selbst für den Schaden aus
solchen Maßnahmen gegenüber den Geschädigten
haftbar gemacht werdenØ(ÏÏ). Außerdem sind die
nationalen Regulierungsbehörden nach den ONP-
Richtlinien befugt, Maßnahmen zur Gewährlei-
stung eines wirksamen Wettbewerbs zu ergrei-
fenØ(ÏÐ).

20.ÙZugangsvereinbarungen regeln grundsätzlich die
Bereitstellung bestimmter Dienste zwischen unab-
hängigen Unternehmen und haben nicht die Schaf-
fung einer selbständigen Einheit zur Folge, die von
den Parteien der Vereinbarung zu unterscheiden
wäre. Zugangsvereinbarungen werden daher in der
Regel nicht von der FusionskontrollverordnungØ(ÏÑ)
erfaßt.

21.ÙGemäß der Verordnung Nr. 17Ø(ÏÒ) kann die Kom-
mission in folgenden Fällen mit Zugangsvereinba-
rungen befaßt werden: aufgrund der Anmeldung
einer Zugangsvereinbarung durch eine oder meh-
rere der beteiligten ParteienØ(ÏÓ), aufgrund einer Be-
schwerde über eine wettbewerbsbeschränkende Zu-
gangsvereinbarung oder das Verhalten eines Unter-
nehmens mit marktbeherrschender Stellung bei der
Einräumung oder Verweigerung des ZugangsØ(ÏÔ),
aufgrund eines von der Kommission von Amts we-
gen eröffneten Verfahrens hinsichtlich der Einräu-
mung oder Verweigerung des Zugangs oder auf-
grund einer Untersuchung von Wirtschaftszwei-
genØ(ÏÕ). Außerdem kann ein Beschwerdeführer den
Erlaß einstweiliger Maßnahmen durch die Kommis-
sion beantragen, falls die dringende Gefahr eines
ernsthaften und nicht wiedergutzumachenden Scha-
dens für den Beschwerdeführer oder das öffentliche
Interesse bestehtØ(ÏÖ). Allerdings kann im Verfahren
vor einzelstaatlichen Gerichten in Fällen großer
Dringlichkeit in der Regel schneller eine Verfügung
zur Abstellung der Zuwiderhandlung erlangt wer-
den als in Verfahren vor der KommissionØ(ÐÍ).

22.ÙIn einer Anzahl von Bereichen unterliegen Verein-
barungen sowohl den Wettbewerbsregeln als auch
einzelstaatlichen oder gemeinschaftlichen sektor-
spezifischen Vorschriften, insbesondere Binnen-
marktvorschriften. Im Telekommunikationsbereich
bezwecken die ONP-Richtlinien die Schaffung ei-
nes Regulierungsrahmens für Zugangsvereinbarun-
gen. Angesichts der Detailliertheit der ONP-Regeln
und der Tatsache, daß sie über die Anforderungen
von ArtikelÙ86 hinausgehen können, sollten im Te-
lekommunikationsbereich tätige Unternehmen be-
achten, daß die Einhaltung der gemeinschaftlichen
Wettbewerbsregeln sie nicht von der Pflicht befreit,
den ihnen im Zusammenhang mit den ONP-Regeln
auferlegten Verpflichtungen nachzukommen sowie
umgekehrt bei der Befolgung der ONP-Regeln
auch die Wettbewerbsregeln einzuhalten.
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2.ÙMaßnahmen bei der Kommission in bezug auf
Zugangsvereinbarungen (ÐÎ)

23.ÙZugangsvereinbarungen sind insgesamt von großer
Bedeutung, daher hält es die Kommission für ange-
bracht, den gemeinschaftsrechtlichen Rahmen, in-
nerhalb dessen diese Vereinbarungen abgeschlossen
werden sollten, so deutlich wie möglich zu machen.
Zugangsvereinbarungen, die wettbewerbsbeschrän-
kende Klauseln enthalten, fallen unter ArtikelÙ85
EG-Vertrag. Vereinbarungen, an denen Unterneh-
men mit beherrschender Stellung oder Monopolun-
ternehmen beteiligt sind, sind dabei nach ArtikelÙ86
EG-Vertrag zu beurteilen: Bedenken, die sich aus
der beherrschenden Stellung einer oder mehrerer
Parteien ergeben, werden im Rahmen einer be-
stimmten Vereinbarung in der Regel schwerwiegen-
der sein als die sich aus ArtikelÙ85 ergebenden Be-
denken.

Anmeldungen

24.ÙBei der Anwendung der Wettbewerbsregeln wird
die Kommission von den ONP-Richtlinien ausge-
hen, die den Rahmen für Maßnahmen der nationa-
len Regulierungsbehörden auf einzelstaatlicher
Ebene vorgeben. Soweit Vereinbarungen unter Ar-
tikelÙ85 AbsatzÙ1 fallen, müssen sie von der Kom-
mission angemeldet werden, wenn sie gemäß Arti-
kelÙ85 AbsatzÙ3 freigestellt werden sollen. Werden
Vereinbarungen angemeldet, so beabsichtigt die
Kommission, einige Anmeldungen nach entspre-
chender Ankündigung im Amtsblatt der Europäi-
schen Gemeinschaften mit förmlichen Entscheidun-
gen gemäß den im folgenden ausgeführten Grund-
sätzen abzuschließen. Sobald die Rechtsgrundsätze
eindeutig festgelegt sind, beabsichtigt die Kommis-
sion, andere Anmeldungen zu den gleichen Fragen
mit einem einfachen Verwaltungsschreiben (,,Com-
fort letter‘‘) abzuschließen.

3. Beschwerden

25.ÙNatürliche oder juristische Personen, die ein be-
rechtigtes Interesse nachweisen, können unter be-
stimmten Umständen Beschwerde bei der Kommis-
sion erheben und beantragen, daß die Kommission
die Abstellung einer Zuwiderhandlung gegen Arti-
kelÙ85 oder ArtikelÙ86 EG-Vertrag durch Ent-
scheidung anordnet. Ein Beschwerdeführer kann
außerdem einstweilige Maßnahmen der Kommis-
sion beantragen, wenn die dringende Gefahr eines
ernsthaften und nicht wiedergutzumachenden Scha-
dens bestehtØ(ÐÏ). Einem potentiellen Beschwerde-
führer stehen jedoch auch andere ebenso wirksame
oder wirksamere Maßnahmen offen, zum Beispiel
ein Verfahren vor einem einzelstaatlichen Gericht.

In diesem Zusammenhang ist zu beachten, daß
Verfahren vor einzelstaatlichen Gerichten für Ein-
zelpersonen und Unternehmen von erheblichem
Vorteil sein können, insbesondere aus folgenden
GründenØ(ÐÐ):

—ÙEinzelstaatliche Gerichte können über Ansprü-
che auf Schadenersatz wegen Zuwiderhandlung
gegen die Wettbewerbsregeln entscheiden;

—Ùeinzelstaatliche Gerichte können einstweilige
Maßnahmen und die Abstellung einer Zuwider-
handlung in der Regel schneller anordnen als
die Kommission;

—Ùvor einzelstaatlichen Gerichten kann ein An-
spruch nach dem Gemeinschaftsrecht zusammen
mit einem Anspruch nach einzelstaatlichem
Recht geltend gemacht werden;

—Ùein einzelstaatliches Gericht kann dem erfolg-
reichen Kläger den Ersatz seiner Kosten zuspre-
chen.

Außerdem können die spezifischen einzelstaatlichen
Regulierungsgrundsätze, die gemäß den ONP-
Richtlinien harmonisiert sind, Rechtsmittel sowohl
auf einzelstaatlicher als auch nötigenfalls auf Ge-
meinschaftsebene bieten.

3.1.ÙAnwendung e inzels taat l icher  Verfahren
und ONP-Verfahren

26.ÙWie bereits ausgeführtØ(ÐÑ), wird die Kommission
das Gemeinschaftsinteresse in jedem ihr zur Kennt-
nis gelangenden Fall berücksichtigen. Bei der Wür-
digung des Gemeinschaftsinteresses prüft die Kom-
mission

,,.Ø.Ø. die Bedeutung der behaupteten Zuwiderhand-
lung für das Funktionieren des Gemeinsamen
Marktes, die Wahrscheinlichkeit des Nachweises
ihres Vorliegens sowie den Umfang der notwendi-
gen Ermittlungsmaßnahmen .Ø.Ø., um ihre Aufgabe
der Überwachung der Einhaltung der ArtikelÙ85
und 86 bestmöglich zu erfüllen‘‘Ø(ÐÒ).

Ein weiteres wesentliches Element der Würdigung
ist, inwieweit das einzelstaatliche Gericht bei einem
Verstoß gegen ArtikelÙ85 oder 86 einen wirksamen
Rechtsbehelf bieten kann. Dies kann z.ØB. in Fällen
Schwierigkeiten bereiten, die grenzüberschreitende
Sachverhalte betreffen.
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27.ÙArtikel 85 Absatz 1 und Artikel 86 EG-Vertrag ha-
ben eine unmittelbare, von den einzelstaatlichen
Gerichten zu schützende Wirkung auf Beziehungen
zwischen EinzelpersonenØ(ÐÓ). Was Verfahren der
nationalen Regulierungsbehörde angeht, so be-
stimmt die ONP-Zusammenschaltungsrichtlinie,
daß eine solche Behörde die Befugnis zum Ein-
schreiten hat und Änderungen sowohl hinsichtlich
des Bestands als auch des Inhalts von Zugangsver-
einbarungen anordnen kann. Nationale Regulie-
rungsbehörden müssen ,,die Notwendigkeit zur
Förderung des Wettbewerbs auf dem Markt‘‘ be-
rücksichtigen und können einer oder mehreren Par-
teien Auflagen machen, um unter anderem ,,einen
wirksamen Wettbewerb sicherzustellen‘‘Ø(ÐÔ).

28.ÙDie Kommission kann aufgrund der Wettbewerbs-
regeln oder aufgrund eines ONP-Streitbeilegungs-
verfahrens selbst mit einem Rechtsstreit befaßt wer-
den. Mehrfache Verfahren können zu einer unnöti-
gen Vervielfachung des Untersuchungsaufwands
der Kommission und der nationalen Behörden füh-
ren. Werden Beschwerden gemäß ArtikelÙ3 der
Verordnung Nr. 17 bei der Kommission eingelegt,
während damit zusammenhängende Verfahren vor
einer zuständigen einzelstaatlichen oder europäi-
schen Behörde oder Gerichtsinstanz anhängig sind,
wird die Generaldirektion für Wettbewerb in der
Regel zuerst keine Untersuchung bezüglich des
Vorliegens eines Verstoßes gegen ArtikelÙ85 oder
86 EG-Vertrag einleiten. Dabei werden jedoch die
im folgenden genannten Aspekte berücksichtigt.

3.2. Wahrung der  Rechte  des  Beschwerde-
führers

29.ÙUnternehmen haben Anspruch auf einen wirksamen
Schutz der ihnen aufgrund des Gemeinschaftsrechts
zustehenden RechteØ(ÐÕ). Diese Rechte würden aus-
gehöhlt, wenn zugelassen würde, daß einzelstaatli-
che Verfahren zu einer übermäßigen Verzögerung
von Maßnahmen der Kommission führen, ohne daß
eine zufriedenstellende Lösung des betreffenden
Sachverhalts auf einzelstaatlicher Ebene erreicht
wird. Im Telekommunikationsbereich sind die In-
novationszyklen verhältnismäßig kurz, so daß grö-
ßere Verzögerungen beim Abschluß eines Zugangs-
streitverfahrens praktisch einer Verweigerung des
Zugangs gleichkommen könnten, wodurch der ord-
nungsgemäße Abschluß des Verfahrens präjudiziert
würde.

30.ÙDie Kommission vertritt daher die Auffassung, daß
ein Zugangsstreitverfahren vor einer nationalen Re-
gulierungsbehörde innerhalb einer angemessenen
Frist, in der Regel nicht später als sechs Monate,
nachdem die Behörde zuerst von dieser Angelegen-
heit in Kenntnis gesetzt wurde, abgeschlossen wer-

den sollte. Dabei kann es sich entweder um den
endgültigen Abschluß des Verfahrens oder um an-
dere Rechtsbehelfe handeln, mit denen die Rechte
des Beschwerdeführers gewahrt werden. Wurde das
Streitverfahren nicht derart abgeschlossen, so ist
dem ersten Anschein nach kein wirksamer Schutz
der Rechte der Parteien gegeben, und die Kommis-
sion würde auf Antrag des Beschwerdeführers
grundsätzlich eine Nachprüfung des Falls gemäß
ihrer üblichen Verfahren nach Anhörung der be-
treffenden einzelstaatlichen Behörde und in Zusam-
menarbeit mit dieser einleiten. Im allgemeinen wird
die Kommission eine solche Untersuchung nicht
einleiten, wenn bereits eine Maßnahme im Rah-
men des ONP-Streitbeilegungsverfahrens ergriffen
wurde.

31.ÙFerner hat die Kommission bei jedem Fall die Ein-
zelumstände zu würdigen. Sie wird tätig, wenn sie
der Auffassung ist, daß in einem bestimmten Fall
ein wesentliches Gemeinschaftsinteresse bezüglich
des Wettbewerbs in mehreren Mitgliedstaaten vor-
liegt oder vorliegen könnte.

3.3. Einstwei l ige  Maßnahmen

32.ÙWas Anträge auf den Erlaß einstweiliger Maßnah-
men angeht, ist das Vorhandensein oder die Mög-
lichkeit einzelstaatlicher Verfahren zur Beantwor-
tung der Frage von Belang, ob die Gefahr eines
schweren und nicht wiedergutzumachenden Scha-
dens besteht. Solche Verfahren sollten dem ersten
Anschein nach die Gefahr eines derartigen Scha-
dens beseitigen, so daß die Verfügung einstweiliger
Maßnahmen durch die Kommission ohne ein nach-
gewiesenes Fortdauern der Gefahr unangemessen
wäre.

33.ÙDie Verfügbarkeit einstweiliger Maßnahmen als
Rechtsbehelfe und deren Kriterien sind wichtige
Faktoren, der die Kommission bei ihrer Prima-fa-
cie-Schlußfolgerung Rechnung tragen muß. Stehen
solche Rechtsbehelfe nicht zur Verfügung oder sind
sie ungeeignet, die sich aus dem Gemeinschafts-
recht ergebenden Rechte des Beschwerdeführers
ausreichend zu schützen, käme die Kommission zu
der Auffassung, daß die einzelstaatlichen Verfahren
die Schadensgefahr nicht beseitigen, und könnte
daher eine eigene Prüfung des Falls einleiten.

4. Nachprüfung von Amts wegen und sektorale Un-
tersuchungen

34.ÙFalls erforderlich, wird die Kommission von Amts
wegen ein Nachprüfungsverfahren eröffnen. Sie
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kann auch eine sektorale Untersuchung durchfüh-
ren, wobei der Beratende Ausschuß der Wettbe-
werbsbehörden der Mitgliedstaaten angehört wird.

5. Geldbußen

35.ÙDie Kommission kann gegen Unternehmen, die
vorsätzlich oder fahrlässig gegen ArtikelÙ85 Ab-
satzÙ1 oder ArtikelÙ86 verstoßen, Geldbußen in ei-
ner Höhe bis zu 10Ù% ihres weltweiten Umsatzes
festsetzenØ(ÐÖ). Wurden Vereinbarungen gemäß der
Verordnung Nr. 17 zwecks Freistellung nach Arti-
kelÙ85 AbsatzÙ3 angemeldet, darf die Kommission
für die in der Anmeldung dargelegten Tätigkeiten
für den Zeitraum ab Anmeldung keine Geldbuße
festsetzenØ(ÑÍ). Die Kommission kann diesen Schutz
vor der Belegung mit einer Geldbuße jedoch aufhe-
ben, indem sie den betreffenden Unternehmen mit-
teilt, daß sie aufgrund vorläufiger Prüfung der Auf-
fassung ist, daß die Voraussetzungen des Arti-
kelsÙ85 AbsatzÙ1 EG-Vertrag vorliegen und eine
Anwendung des ArtikelsÙ85 AbsatzÙ3 nicht ge-
rechtfertigt istØ(ÑÎ).

36.ÙDie ONP-Richtlinie über die Zusammenschaltung
umfaßt zwei besondere Bestimmungen, die hin-
sichtlich Geldbußen nach den Wettbewerbsregeln
von Bedeutung sind. Zum ersten legt sie fest, daß
Zusammenschaltungsvereinbarungen den zuständi-
gen nationalen Regulierungsbehörden anzuzeigen
sind und — mit Ausnahme derjenigen Teile, die die
Unternehmensstrategie der Parteien betreffen —
Dritten zugänglich gemacht werden müssenØ(ÑÏ).
Zum zweiten bestimmt sie, daß die nationale Regu-
lierungsbehörde über eine Reihe von Befugnissen
verfügen muß, die sie zur Beeinflussung oder Ände-
rung der Zusammenschaltungsvereinbarungen nut-
zen kannØ(ÑÐ). Mit diesen Bestimmungen wird si-
chergestellt, daß die Vereinbarungen einer ange-
messenen Publizität unterliegen und die nationale
Regulierungsbehörde die Möglichkeit hat, Maß-
nahmen zur Gewährleistung eines wirksamen
Marktwettbewerbes zu ergreifen.

37.ÙWurde eine Vereinbarung zwar bei der nationalen
Regulierungsbehörde, nicht jedoch bei der Kom-
mission angemeldet, erachtet es die Kommission in
der Regel nicht als angemessen, grundsätzlich eine
Geldbuße im Zusammenhang mit der Vereinbarung
festzusetzen, selbst wenn sich letztlich herausstellen
sollte, daß diese Vereinbarung gegen ArtikelÙ85
verstößt. Eine Geldbuße wäre jedoch in bestimmten
Fällen angemessen, z.ØB. unter folgenden Umstän-
den:

a)Ùdie Vereinbarung enthält Bestimmungen, die ge-
gen ArtikelÙ86 verstoßen, und/oder

b) der Verstoß gegen ArtikelÙ85 wiegt besonders
schwer.

Die Kommission hat vor kurzem Leitlinien für die
Festsetzung von GeldbußenØ(ÑÑ) veröffentlicht.

38.ÙDie Anmeldung bei der nationalen Regulierungsbe-
hörde ist kein Ersatz für die Anmeldung bei der
Kommission und schränkt weder die Möglichkeiten
der Betroffenen ein, Beschwerde bei der Kommis-
sion zu erheben, noch schränkt sie die Möglichkei-
ten der Kommission ein, die Nachprüfung von Zu-
gangsvereinbarungen von Amts wegen einzuleiten.
Eine solche Anmeldung schränkt auch nicht das
Recht einer Partei ein, vor einem einzelstaatlichen
Gericht den Ersatz des aufgrund wettbewerbswidri-
ger Vereinbarungen entstandenen Schadens einzu-
klagenØ(ÑÒ).

TEIL II — RELEVANTE MÄRKTE

39.ÙBei der Prüfung von Fällen innerhalb des in Teil I
dargelegten Rahmens wird die Kommission von
dem Ansatz zur Abgrenzung der relevanten ausge-
hen, die in der Bekanntmachung der Kommission
über die Definition des relevanten Markts im Sinne
des Wettbewerbsrechts der GemeinschaftØ(ÑÓ) darge-
legt ist.

40.ÙRestriktionen im Wettbewerbsverhalten von Unter-
nehmen speisen sich im wesentlichen aus drei Quel-
len: der Austauschbarkeit auf Nachfrageseite, der
Angebotsumstellungsflexibilität und dem potentiel-
len Wettbewerb. Dabei stellt erstere die unmittel-
barste und wirksamste disziplinierende Kraft für
Anbieter einer bestimmten Ware oder Dienstlei-
stung dar. Die Austauschbarkeit auf Nachfrageseite
ist daher das Hauptkriterium für die Abgrenzung
des relevanten Produktmarkts, auf dem Wettbe-
werbsbeschränkungen im Sinne von Artikel 85 Ab-
satz 1 und Artikel 86 ermittelt werden können.

41.ÙDas Kriterium der Angebotsumstellungsflexibilität
kann unter entsprechenden Umständen ergänzend
zur Abgrenzung der relevanten Märkte herangezo-
gen werden. In der Praxis läßt sich die An-
gebotsumstellungsflexibilität nicht eindeutig vom
potentiellen Wettbewerb unterscheiden. Die Krite-
rien Angebotsumstellungsflexibilität und potentieller
Wettbewerb werden verwendet um zu ermitteln, ob
das betreffende Unternehmen eine beherrschende
Stellung hat, ob die Einschränkung des Wettbe-
werbs im Sinne von Artikel 85 von Bedeutung ist
oder ob der Wettbewerb ausgeschaltet wird.
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42.ÙZur Beurteilung relevanter Märkte sind die kurzfri-
stigen Entwicklungen auf dem Markt zu berück-
sichtigen.

In den folgenden Abschnitten werden einige grund-
legende Prinzipien dargelegt, die für den Telekom-
munikationsbereich von besonderer Bedeutung
sind.

1. Relevanter Produktmarkt

43.ÙIn Abschnitt 6 des Formblatts A/B ist der relevante
Produktmarkt wie folgt definiert:

,,Der sachlich relevante Produktmarkt umfaßt
sämtliche Erzeugnisse und/oder Dienstleistungen,
die von den Verbrauchern hinsichtlich ihrer Eigen-
schaften, Preise und ihres vorgesehenen Verwen-
dungszwecks als austauschbar oder substituierbar
angesehen werden.‘‘

44.ÙDie Liberalisierung im Telekommunikationsbereich
wird zur Herausbildung eines zweiten Markttyps
führen, nämlich des Markts für den Zugang zu
Einrichtungen, die zur Zeit für die Erbringung die-
ser liberalisierten Dienstleistungen erforderlich sind.
Die Zusammenschaltung an das öffentliche vermit-
telte Telekommunikationsnetz ist ein typisches Bei-
spiel für diesen Zugang. Ohne Zusammenschaltung
ist es Dritten wirtschaftlich nicht möglich, beispiels-
weise umfassende Sprachtelefondienste anzubieten.

45.ÙEs steht daher fest, daß im Telekommunikationsbe-
reich mindestens zwei Arten relevanter Märkte zu
betrachten sind: der Markt für eine Dienstleistung,
die für Endbenutzer erbracht wird, und der Markt
für den Zugang zu den Einrichtungen, die zur Er-
bringung dieser Dienstleistung für Endbenutzer er-
forderlich sind (Informationen, das physische Netz
usw.). Je nach Lage des jeweiligen Falls wird es nö-
tig sein, die relevanten Zugangs- und Dienstlei-
stungsmärkte, z.ØB. die Zusammenschaltung mit
dem öffentlichen Telekommunikationsnetz und die
Bereitstellung öffentlicher Sprachtelefondienste, ab-
zugrenzen.

46.ÙIn geeigneten Fällen wird die Kommission den rele-
vanten Markt anhand des Kriteriums bestimmen,
ob die Gewinne der Anbieter der betreffenden
Dienste insgesamt ansteigen würden, wenn sie alle-
samt die Preise für diese Dienste um 5 bis 10Ø%
erhöhten. Steigen die Gewinne, wäre der Markt
nach diesem Kriterium als eigener relevanter Markt
anzusehen.

47.ÙDie Kommission vertritt die Auffassung, daß die
Grundsätze des Wettbewerbsrechts, die für diese
Märkte gelten, unabhängig von dem fraglichen
Markt unverändert bleiben. Angesichts des techni-
schen Fortschritts in diesem Wirtschaftszweig

dürfte jeder Versuch einer Abgrenzung bestimmter
Produktmärkte in dieser Mitteilung in kurzer Zeit
unzutreffend oder irrelevant werden. Die Abgren-
zung eines bestimmten Produktmarkts — ob bei-
spielsweise Dienstleistungen im Zusammenhang mit
dem Anrufabgang zum einen und Dienstleistungen
im Zusammenhang mit der Anrufzustellung zum
anderen Teile desselben Markts sind — erfolgt am
besten im Rahmen der gründlichen Einzelfallunter-
suchung.

1.1. Dienst le i s tungsmarkt

48.ÙDieser Markt betrifft, grob definiert, die Erbrin-
gung einer beliebigen Telekommunikationsdienst-
leistung für Benutzer. Verschiedene Telekommuni-
kationsdienstleistungen gelten als substituierbar,
wenn sie für den Endbenutzer einen ausreichenden
Grad an Austauschbarkeit aufweisen, was bedeuten
würde, daß ein tatsächlicher Wettbewerb zwischen
den verschiedenen Anbietern dieser Dienstleistun-
gen stattfinden kann.

1.2. Zugang zu Einr ichtungen

49.ÙDamit ein Diensteanbieter Dienstleistungen für
Endbenutzer erbringen kann, wird er häufig Zu-
gang zu einer oder mehreren (vorgelagerten oder
nachgeordneten) Einrichtungen benötigen. Um bei-
spielsweise die Dienstleistung physisch den Endbe-
nutzern anbieten zu können, benötigt er Zugang zu
den Abschlußpunkten des Telekommunikationsnet-
zes, an das diese Endbenutzer angeschlossen sind.
Dieser Zugang kann auf der physischen Ebene über
eine eigene oder eine gemeinsam genutzte lokale
Infrastruktur erfolgen, die der Anbieter entweder
selbst bereitstellt oder von einem Anbieter lokaler
Infrastruktur mietet. Der Zugang kann auch über
einen Diensteanbieter erfolgen, bei dem diese End-
benutzer bereits Kunden sind, oder über den An-
bieter einer Zusammenschaltung, der mittelbar oder
unmittelbar Zugang zu den betreffenden Netzab-
schlußpunkten hat.

50.ÙZusätzlich zum physischen Zugang benötigt ein
Diensteanbieter unter Umständen auch Zugang zu
weiteren Einrichtungen, die ihm die Vermarktung
seiner Dienstleistung an Endbenutzer erlauben; so
muß ein Diensteanbieter beispielsweise in der Lage
sein, Endbenutzer auf seine Dienstleistungen hinzu-
weisen. Wo ein Unternehmen bei der Erbringung
einer Dienstleistung, z.ØB. bei der Telefonauskunft
und bei Telefonverzeichnissen, eine beherrschende
Stellung hat, ergeben sich ähnliche Probleme wie
beim physischen Zugang.
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51.ÙIn vielen Fällen wird sich die Kommission mit Fra-
gen des physischen Zugangs befassen, wo ein Zu-
gang zu den Netzeinrichtungen des beherrschen-
den Telekommunikationsunternehmens erforderlich
istØ(ÑÔ).

52.ÙEinige etablierte Telekommunikationsbetreiber
könnten bestrebt sein, sich dem Zugang dritter
Diensteanbieter oder anderer Netzbetreiber zu wi-
dersetzen, insbesondere in Bereichen, in denen die
geplante Dienstleistung mit einer Dienstleistung
konkurriert, die von dem Telekommunikationsbe-
treiber selbst erbracht wird. Dieser Widerstand wird
sich häufig dadurch manifestieren, daß der Zugang
ungerechtfertigt verzögert oder verweigert oder nur
unter nachteiligen Bedingungen gewährt wird. Die
Wettbewerbsregeln müssen sicherstellen, daß sich
diese zu erwartenden Zugangsmärkte entwickeln
können und nicht zugelassen wird, daß die etablier-
ten Betreiber ihr Zugangskontrollmonopol dazu
mißbrauchen, die Entfaltung des Dienstleistungs-
markts zu behindern.

53.ÙDie Liberalisierung im Telekommunikationsbereich
dürfte zur Entwicklung neuer alternativer Netze
führen, was sich letztlich auf die Definition des Zu-
gangsmarkts unter Einschluß des etablierten Tele-
kommunikationsbetreibers auswirken dürfte.

2. Geographisch relevanter Markt

54.ÙDer geographisch relevante Markt ist im Formblatt
A/B wie folgt definiert:

,,Der geographisch relevante Markt umfaßt das
Gebiet, in dem die beteiligten Unternehmen die re-
levanten Produkte oder Dienstleistungen anbieten,
in dem die Wettbewerbsbedingungen hinreichend
homogen sind und das sich von benachbarten Ge-
bieten durch spürbar unterschiedliche Wettbewerbs-
bedingungen unterscheidet.‘‘

55.ÙWas die Erbringung von Telekommunikations-
dienstleistungen und die Zugangsmärkte angeht, ist
der geographisch relevante Markt dasjenige Gebiet,
in dem ähnliche objektive Wettbewerbsbedingungen
für die Diensteanbieter gelten und Wettbewerber in
der Lage sind, ihre Dienste anzubieten. Daher sind
die Möglichkeiten der Diensteanbieter zu prüfen,
Zugang zu einem Endbenutzer in einem beliebigen
Teil dieses Gebiets unter ähnlichen und wirtschaft-
lich tragbaren Bedingungen zu erlangen. Regulato-
rische Bedingungen wie Lizenzbedingungen und
alle ausschließlichen oder besonderen Rechte kon-
kurrierender lokaler Zugangsanbieter sind beson-
ders relevantØ(ÑÕ).

TEIL III — GRUNDSÄTZE

56.ÙDie Kommission wird in den ihr vorliegenden Fäl-
len die nachfolgenden Grundsätze anwenden.

57.ÙDie Kommission hat festgestellt:

,,Artikel 85 und 86 .Ø.Ø. sind in der gesamten Ge-
meinschaft geltendes und durchsetzbares Recht.
Unvereinbarkeiten mit anderen Rechtsvorschriften
der Gemeinschaft sollten nicht entstehen, da das
Gemeinschaftsrecht ein geschlossenes Regelungssy-
stem darstellt. .Ø.Ø. Es ist jedoch offensichtlich, daß
Gemeinschaftsakte, welche im Telekommunikati-
onsbereich erlassen wurden, in Übereinstimmung
mit den Wettbewerbsregeln auszulegen sind, um
auf diese Weise die bestmögliche Durchführung al-
ler Aspekte der Telekommunikationspolitik der Ge-
meinschaft sicherzustellen. .Ø.Ø. Diese Ausführungen
gelten u.Øa. für das Verhältnis zwischen den auf
Unternehmen anwendbaren Wettbewerbsregeln und
den ONP-Regeln‘‘Ø(ÑÖ).

58.ÙDie Wettbewerbsregeln gelten somit auch in den
Fällen fort, in denen andere Vertragsbestimmungen
oder abgeleitetes Recht anwendbar sind. Im Zusam-
menhang mit Zugangsvereinbarungen kommt den
gemeinschaftsrechtlichen Vorschriften zum Binnen-
markt und Wettbewerb eine sowohl wichtige als
auch sich gegenseitig ergänzende Rolle zur Sicher-
stellung des reibungslosen Funktionierens des Wirt-
schaftszweigs zu. Bei einer Beurteilung anhand der
Wettbewerbsregeln wird die Kommission daher be-
strebt sein, so weit wie möglich auf den in den
Rechtsakten zur Harmonisierung niedergelegten
Grundsätzen aufzubauen. Ferner ist zu berücksich-
tigen, daß eine Reihe der im folgenden dargelegten
wettbewerbsrechtlichen Grundsätze auch durch
spezifische Regeln des ONP-Rahmens abgedeckt
wird. Bei ordnungsgemäßer Einhaltung dieser Re-
geln sollte sich die Anwendung der Wettbewerbsre-
geln häufig erübrigen.

59.ÙIm Telekommunikationsbereich ist den Kosten der
Universaldienstverpflichtungen besondere Aufmerk-
samkeit zu widmen. Artikel 90 Absatz 2 EG-Ver-
trag kann Ausnahmen von den Grundsätzen der
Artikel 85 und 86 EG-Vertrag rechtfertigen. Die
Einzelheiten der Universaldienstverpflichtungen
sind Regulierungssache. Der Anwendungsbereich
von Artikel 90 Absatz 2 wurde in den nach Artikel
90 erlassenen Richtlinien im Telekommunikations-
bereich festgelegt, und die Kommission wird die
Wettbewerbsregeln entsprechend anwenden.
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60.ÙDie Artikel 85 und 86 EG-Vertrag gelten in der üb-
lichen Weise für Vereinbarungen oder Praktiken,
die von einer einzelstaatlichen Behörde genehmigt
wurdenØ(ÒÍ), oder wo die einzelstaatliche Behörde
die Aufnahme von Bedingungen in eine Vereinba-
rung auf Antrag einer oder mehrerer beteiligter
Parteien angeordnet hat.

61.ÙFalls jedoch eine nationale Regulierungsbehörde
Bedingungen vorschreiben sollte, die den Wettbe-
werbsregeln zuwiderlaufen, würde zwar in der Pra-
xis gegen die betroffenen Unternehmen keine Geld-
buße festgesetzt werden, doch verstößt der Mit-
gliedstaat selbst gegen die Artikel 3 Buchstabe g)
und Artikel 5 EG-VertragØ(ÒÎ) und kann von der
Kommission gemäß Artikel 169 EG-Vertrag vor
dem Europäischen Gerichtshof verklagt werden.
Falls außerdem einem Unternehmen, dem beson-
dere oder ausschließliche Rechte im Sinne von Arti-
kel 90 gewährt wurden, oder einem in stattlichem
Eigentum befindlichen Unternehmen von einer na-
tionalen Regulierungsbehörde ein Verhalten vorge-
schrieben oder erlaubt würde, das einen Mißbrauch
seiner beherrschenden Stellung darstellt, verstieße
der Mitgliedstaat auch gegen Artikel 90 Absatz 1,
und die Kommission könnte mit einer Entscheidung
eine Einstellung der Zuwiderhandlung anord-
nenØ(ÒÏ).

62.ÙNationale Regulierungsbehörden können strenge
Anforderungen an die Transparenz, Kontrahie-
rungspflichten und Preispraktiken am Markt festle-
gen, insbesondere wo dies im Anfangsstadium der
Liberalisierung erforderlich ist. Wo nötig, werden
Rechtsvorschriften wie der ONP-Rahmen zur Aus-
legung der Wettbewerbsregeln herangezogenØ(ÒÐ).
Angesichts der Verpflichtung der nationalen Regu-
lierungsbehörden, einen wirksamen Wettbewerb zu
ermöglichen, sind auch die Wettbewerbsregeln zur
angemessenen Auslegung der ONP-Grundsätze an-
zuwenden. Ferner ist zu berücksichtigen, daß viele
der im folgenden dargelegten Fragen auch durch
Vorschriften der Richtlinie über vollständigen
Wettbewerb sowie der Richtlinien für den offenen
Netzzugang (ONP), die Lizenzierung und den Da-
tenschutz erfaßt werden; eine wirksame Durchset-
zung dieser Rahmenvorschriften sollte gewährlei-
sten, daß viele der im folgenden genannten Wettbe-
werbsprobleme gar nicht erst auftreten.

1. Marktbeherrschung (Artikel 86)

63.ÙDamit ein Unternehmen Dienste am Markt für Te-
lekommunikationsdienstleistungen anbieten kann,
muß es unter Umständen Zugang zu verschiedenen
Einrichtungen erlangen. Für die Bereitstellung von
Telekommunikationsdienstleistungen ist beispiels-
weise in der Regel die Zusammenschaltung mit dem
öffentlichen vermittelten Telekommunikationsnetz
erforderlich. Der Zugang zu diesem Netz wird fast

immer in den Händen eines marktbeherrschenden
Telekommunikationsbetreibers liegen. Im Hinblick
auf Zugangsvereinbarungen ist die Beherrschung,
die sich aus der Kontrolle über Einrichtungen er-
gibt, für die Beurteilung durch die Kommission von
größter Relevanz.

64.ÙOb ein Unternehmen marktbeherrschend ist, hängt
nicht nur von den gesetzlichen Rechten ab, die die-
sem Unternehmen gewährt wurden. Die bloße Auf-
hebung gesetzlicher Monopole setzt der Marktbe-
herrschung noch kein Ende. Ungeachtet der Libe-
ralisierungsrichtlinien wird die Entwicklung eines
wirksamen Wettbewerbs durch Betreiber alternati-
ver Netze mit ausreichender Kapazität und geogra-
phischer Ausdehnung noch einige Zeit dauern.

65.ÙDas Urteil des Europäischen Gerichtshofs in der
Rechtssache ,,Tetra Pak‘‘Ø(ÒÑ) dürfte auch für den
Telekommunikationsbereich Bedeutung erlangen.
In seinem Urteil stellte der Gerichtshof fest, daß
Tetra Pak angesichts sehr enger Verbindungen zwi-
schen dem beherrschten und dem nicht beherrsch-
ten Markt

,,in eine Lage versetzt [wird], die einer beherr-
schenden Stellung auf der Gesamtheit dieser
Märkte gleichkommt‘‘.

Die Sache ,,Tetra Pak‘‘ betraf eng verbundene ho-
rizontale Märkte; entsprechendes gilt jedoch glei-
chermaßen für eng verbundene vertikale Märkte,
wie sie im Telekommunikationsbereich häufig an-
zutreffen sind. Im Telekommunikationsbereich ist
es oft so, daß ein bestimmter Betreiber auf Infra-
strukturmärkten und auf den Märkten, die dieser
Infrastruktur nachgeordnet sind, eine außerordent-
lich starke Stellung hat. Ferner stellen Infrastruk-
turkosten in der Regel das größte einzelne Kosten-
element der nachgeordneten Tätigkeiten dar. Die
Betreiber stehen darüber hinaus sowohl auf dem In-
frastrukturmarkt als auch auf den nachgeordneten
Märkten häufig denselben Wettbewerbern gegen-
über.

66.ÙEs ist daher eine Reihe von Fällen denkbar, in de-
nen es eng verbundene Märkte gibt und in denen
ein Betreiber einen sehr hohen Grad an Markt-
macht auf mindestens einem dieser Märkte innehat.

67.ÙLiegen diese Voraussetzungen vor, kann der Schluß
der Kommission angezeigt sein, daß sich der be-
treffende Betreiber in einer Lage befindet, die einer
beherrschenden Stellung auf der Gesamtheit der be-
treffenden Märkte gleichkommt.
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68.ÙIm Telekommunikationsbereich ist der Begriff ,,we-
sentliche Einrichtungen‘‘ in vielen Fällen für die
Feststellung der Pflichten beherrschender Telekom-
munikationsbetreiber von Bedeutung. Als wesentli-
che Einrichtung wird eine Einrichtung oder Infra-
struktur bezeichnet, die wesentlich ist, um Kunden
zu erreichen und/oder Wettbewerbern die Durch-
führung ihrer Geschäftstätigkeit zu ermöglichen,
und die mit angemessenen Mitteln nicht neu ge-
schaffen werden kannØ(ÒÒ).

69.ÙEin Unternehmen, das den Zugang zu einer we-
sentlichen Einrichtung kontrolliert, hat eine beherr-
schende Stellung im Sinne des Artikels 86. Umge-
kehrt kann ein Unternehmen jedoch auch eine be-
herrschende Stellung im Sinne von Artikel 86 ha-
ben, ohne eine wesentliche Einrichtung zu kontrol-
lieren.

1.1. Dienst le i s tungsmarkt

70.ÙEiner der Faktoren zur Ermittlung der Marktmacht
eines Unternehmens ist der ihm zuzurechnende
Umsatz im Verhältnis zum Gesamtumsatz für sub-
stituierbare Dienstleistungen in dem geographisch
relevanten Markt. Was den Dienstleistungsmarkt
angeht, wird die Kommission unter anderem den
Umsatz aus dem Vertrieb substituierbarer Dienstlei-
stungen, ausgenommen den Vertrieb oder die in-
terne Nutzung von Zusammenschaltungsdienstlei-
stungen und den Vertrieb oder die interne Nutzung
der lokalen Infrastruktur, ermittelnØ(ÒÓ) und dabei
die Wettbewerbsbedingungen und die Angebots-
und Nachfragestruktur des Marktes berücksichti-
gen.

1.2. Zugang zu Einrichtungen

71.ÙDer in Randnummer 45 verwendete Begriff ,,Zu-
gang‘‘ kann auf eine Reihe von Sachverhalten be-
zogen werden, wozu auch die Verfügbarkeit von
Mietleitungen, mit denen einem Diensteanbieter
der Aufbau eines eigenen Netzes ermöglicht wird,
und die Zusammenschaltung im engeren Sinne,
d.Øh. die Zusammenschaltung zweier Telekommuni-
kationsnetze, z.ØB. von Mobil- und Festnetzen, ge-
hören. Im Hinblick auf den Zugang dürfte der eta-
blierte Betreiber auch nach der rechtlichen Liberali-
sierung noch eine Zeitlang beherrschend bleiben.
Dieser Betreiber, der die Einrichtungen kontrolliert,
ist oft auch der größte Diensteanbieter und mußte
in der Vergangenheit nicht zwischen der Übermitt-
lungstätigkeit bei Telekommunikationsdienstleistun-
gen und der Erbringung dieser Dienstleistungen für
Endbenutzer unterscheiden. Bislang brauchte ein
Unternehmen, das auch Diensteanbieter ist, seine
nachgeordnete Betriebssparte nicht für den Zugang

zahlen zu lassen, so daß die Erlöse aus der Zu-
gangsgewährung keine genauen Aufschlüsse über
den Marktanteil zulassen. In einem Fall, in dem ein
Betreiber sowohl den Zugang bereitstellt als auch
Dienstleistungen erbringt, sind die Erlöse der bei-
den Märkte so weit wie möglich zu trennen, bevor
die Erlöse zur Berechnung des jeweiligen Marktan-
teils des Unternehmens herangezogen werden. In
Artikel 8 Absatz 2 der Zusammenschaltungsrichtli-
nie wird dieses Problem aufgegriffen und eine ge-
trennte Buchführung der Betreiber über ,,Tätigkei-
ten im Rahmen der Zusammenschaltung einerseits,
wobei sowohl intern als auch extern bereitgestellte
Zusammenschaltungsdienstleistungen abgedeckt wer-
den, und über ihre übrigen Tätigkeiten anderer-
seits‘‘ gefordert. Die vorgeschlagene Empfehlung
der Kommission zur getrennten Buchführung im
Zusammenhang mit der Zusammenschaltung wird
hier ebenfalls Hilfestellung bieten.

72.ÙDie wirtschaftliche Bedeutung des Zugangs hängt
auch von der Ausdehnung des Netzes ab, an das
der Zusammenschluß gewünscht wird. Außer Um-
satzzahlen heranzuziehen, wird die Kommission
daher, wo dies möglich ist, auch die Größe des
Markts für den Zugang beurteilen; dazu wird sie
die Zahl der Kunden derjenigen Dienstleistungen
heranziehen, die von dem beherrschenden Unter-
nehmen angeboten werden und mit den geplanten
Dienstleistungen des Diensteanbieters, der den Zu-
gang wünscht, vergleichbar sind. Dementsprechend
wird die Marktmacht eines Unternehmens zum Teil
an der Zahl der Kunden, die an Abschlußpunkte
des Telekommunikationsnetzes des betreffenden
Unternehmens angeschlossen sind, im Verhältnis
zur Gesamtzahl der Kunden, die an Netzabschluß-
punkte in dem geographisch relevanten Gebiet an-
geschlossen sind, gemessen.

A n g e b o t s u m s t e l l u n g s f l e x i b i l i t ä t

73.ÙWie bereits ausgeführt (siehe Randnummer 41), ist
auch die Angebotsumstellungsflexibilität für die
Frage der Beherrschung in einem bestimmten
Markt relevant. Ein Marktanteil von mehr als
50Ø%Ø(ÒÔ) ist in der Regel bereits ein ausreichender
Nachweis für die Marktbeherrschung, andere Fak-
toren werden jedoch ebenfalls berücksichtigt. Die
Kommission wird beispielsweise die Netze der son-
stigen Netzanbieter, sofern vorhanden, in dem rele-
vanten Markt daraufhin prüfen, ob diese alternati-
ven Infrastrukturen eine ausreichende Dichte auf-
weisen, um mit dem Netz des etablierten Anbieters
konkurrieren zu können, und das Ausmaß prüfen,
in dem neuen Zugangsanbietern der Markteintritt
möglich wäre.
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Sonst ige  re levante  Faktoren

74.ÙAußer den Marktanteilsdaten und der Angebotsum-
stellungsflexibilität wird die Kommission bei der
Beantwortung der Frage, ob ein Unternehmen
marktbeherrschend ist, auch prüfen, ob das Unter-
nehmen über einen bevorrechtigten Zugang zu Ein-
richtungen verfügt, die aus rechtlichen Gründen
oder wegen zu hoher Kosten innerhalb angemesse-
ner Zeit nicht vernünftigerweise dupliziert werden
können.

75.ÙIn dem Maße, in dem konkurrierende Zugangsan-
bieter auftreten, die dem etablierten Telekommuni-
kationsbetreiber seine beherrschende Stellung strei-
tig machen, wird der Umfang der Rechte, die ihnen
von den Behörden der Mitgliedstaaten gewährt
werden, und insbesondere die räumliche Geltung
dieser Rechte, für die Beurteilung der Marktmacht
Bedeutung erlangen. Die Kommission wird die
Marktentwicklung hinsichtlich dieser Fragen auf-
merksam verfolgen und geänderten Marktbedin-
gungen bei ihrer Beurteilung von Zugangsfragen
nach den Wettbewerbsregeln Rechnung tragen.

1.3. Gemeinsame Marktbeherrschung

76.ÙArtikel 86 findet nach seinem Wortlaut eindeutig
Anwendung, wenn mehrere Unternehmen gemein-
sam eine beherrschende Stellung haben. Die Um-
stände, unter denen eine gemeinsam beherrschende
Stellung vorliegt und mißbräuchlich ausgenutzt
wird, wurden von der Rechtsprechung der Gerichte
der Gemeinschaft und durch die Verwaltungspraxis
der Kommission noch nicht vollständig geklärt; das
Recht befindet sich diesbezüglich noch in Entwick-
lung.

77.ÙDer Wortlaut des Artikels 86 (,,mißbräuchliche
Ausnutzung durch ein oder mehrere Unterneh-
men‘‘) beschreibt etwas anderes als das in Artikel
85 ausgesprochene Verbot wettbewerbswidriger
Vereinbarungen und aufeinander abgestimmter
Verhaltensweisen. Ein anderes Verständnis wider-
spräche den üblichen Grundsätzen der Vertragsaus-
legung und würde den Wortlaut gegenstandslos
machen und jeder praktischen Wirkung entheben.
Dies schließt jedoch nicht die parallele Anwendung
der Artikel 85 und 86 auf dieselbe Vereinbarung
oder aufeinander abgestimmte Verhaltensweise aus,
was von der Kommission und dem Gerichtshof in
einer Reihe von Fällen bestätigt wurdeØ(ÒÕ), noch ist
die Kommission daran gehindert, Maßnahmen auf-
grund nur einer der Bestimmungen zu ergreifen,
wenn die Voraussetzungen für beide gegeben sind.

78.ÙZwei Unternehmen, die jeweils auf ihren separaten
nationalen Märkten beherrschend sind, sind nicht
zwei gemeinsam beherrschenden Unternehmen
gleichzusetzen. Damit zwei oder mehr Unterneh-
men eine gemeinsam beherrschende Stellung haben,
müssen sie zusammen im wesentlichen dieselbe
Stellung gegenüber ihren Kunden und Wettbewer-
bern haben wie ein einzelnes Unternehmen, das
marktbeherrschend ist. In bezug insbesondere auf
den Telekommunikationsbereich kann eine gemein-
same Marktbeherrschung von zwei Telekommuni-
kationsinfrastruktur-Betreibern erreicht werden, die
den gleichen räumlichen Markt bedienen.

79.ÙDamit zwei oder mehr Unternehmen gemeinsam
beherrschend sind, muß die notwendige, aber nicht
hinreichende Bedingung erfüllt sein, daß es keinen
tatsächlichen Wettbewerb zwischen den Unterneh-
men im relevanten Markt gibt. Dieser fehlende
Wettbewerb könnte in der Praxis dadurch begrün-
det sein, daß zwischen den Unternehmen Verbin-
dungen bestehen, z.ØB. Vereinbarungen über die
Kooperation oder die Zusammenschaltung. Die
Kommission ist jedoch nicht der Auffassung, daß
wirtschaftstheoretische oder gemeinschaftsrechtli-
che Gründe bestehen, aus denen abzuleiten ist, daß
solche Verbindungen eine rechtliche Voraussetzung
für das Vorliegen einer gemeinsamen beherrschen-
den Stellung sindØ(ÒÖ). Eine ausreichende wirtschaft-
liche Verbindung ist gegeben, wenn eine gegensei-
tige Abhängigkeit der Art vorliegt, wie sie oft in
oligopolitischen Marktsituationen vorkommt. Es
scheint keinen rechtlichen oder wirtschaftstheoreti-
schen Grund zu geben, der andere wirtschaftliche
Verbindungen zwischen gemeinsam beherrschenden
Unternehmen voraussetzt. Dabei sind derartige
Verbindungen im Telekommunikationsbereich in
der Praxis allerdings häufig anzutreffen, da zwi-
schen den nationalen Telekommunikationsbetrei-
bern fast immer verschiedenartige Verbindungen
untereinander bestehen.

80.ÙAls Beispiel wäre der Zugang zur Teilnehmeran-
schlußleitung zu nennen. In einigen Mitgliedstaaten
könnte dieser Zugang in der nahen Zukunft von
zwei Betreibern kontrolliert werden, dem etablier-
ten Telekommunikationsbetreiber und einem Ka-
belnetzbetreiber. Um den Kunden bestimmte
Dienstleistungen anbieten zu können, ist der Zu-
gang zur Teilnehmeranschlußleitung entweder des
Telekommunikationsbetreibers oder des Kabelnetz-
betreibers unabdingbar. Je nach den Umständen des
Falls und insbesondere unter Berücksichtigung des
Verhältnisses zwischen beiden Unternehmen ist es
möglich, daß keiner der beiden Betreiber eine be-
herrschende Stellung hat; zusammen könnten sie
jedoch über ein gemeinsames Monopol auf den Zu-
gang zu diesen Einrichtungen verfügen. Längerfri-
stig können technische Entwicklungen zu anderen
praktikablen Zugangsmöglichkeiten zum Teilneh-
meranschluß führen, z.ØB. durch die Nutzung von
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Energienetzen; das Vorhandensein solcher Mög-
lichkeiten wird bei der Feststellung berücksichtigt,
ob eine beherrschende oder gemeinsam beherr-
schende Stellung vorliegt.

2. Mißbrauch der marktbeherrschenden Stellung

81.ÙVoraussetzung für die Anwendung von Artikel 86
ist das Vorliegen einer beherrschenden Stellung und
eine Verbindung zwischen der beherrschenden Stel-
lung und dem angeblich mißbräuchlichen Verhal-
ten. Im Telekommunikationsbereich wird es häufig
nötig sein, eine Reihe verbundener Märkte zu un-
tersuchen, von denen einer oder mehrere von einem
bestimmten Betreiber beherrscht werden. Unter die-
sen Umständen gibt es eine Reihe möglicher Situa-
tionen, in denen ein Mißbrauch auftreten könnte:

—ÙDas Verhalten auf dem beherrschten Markt
wirkt sich auf den beherrschten Markt ausØ(ÓÍ).

—ÙDas Verhalten auf dem beherrschten Markt
wirkt sich auf andere Märkte als den beherrsch-
ten Markt ausØ(ÓÎ).

—ÙDas Verhalten auf einem anderen als dem be-
herrschten Markt wirkt sich auf den beherrsch-
ten Markt ausØ(ÓÏ).

—ÙDas Verhalten auf einem anderen als dem be-
herrschten Markt wirkt sich auf einen anderen
als den beherrschten Markt ausØ(ÓÐ).

82.ÙWenngleich im Telekommunikationsbereich auch
häufig neuartige faktische und wirtschaftliche Um-
stände vorliegen mögen, ist es in vielen Fällen doch
möglich, etablierte Wettbewerbsgrundsätze anzu-
wenden. Bei der Untersuchung von Wettbewerbs-
problemen in diesem Bereich ist es daher wichtig,
die bisherige Rechtsprechung und die Entschei-
dungspraxis der Kommission z.ØB. zu Fragen wie
Marktmachtausnutzung, Diskriminierung und Bün-
delung zu berücksichtigen.

2.1. Verweigerung des  Zugangs  zu  Einr ich-
tungen und Anwendung nachtei l iger
Bedingungen

83.ÙDie Zugangsverweigerung durch ein Unternehmen
kann gegen Artikel 86 verstoßen, wenn dieses Un-
ternehmen eine beherrschende Stellung auf dem
Zugangsmarkt hat, was für die etablierten Tele-
kommunikationsbetreiber in der absehbaren Zu-
kunft regelmäßig der Fall sein wird. Die Weigerung
kann die Auswirkung haben,

,,die Aufrechterhaltung des auf dem Markt noch
bestehenden Wettbewerbs oder dessen Entwicklung
.Ø.Ø. [zu] behindern‘‘Ø(ÓÑ).

Eine Weigerung stellt nur dann einen Mißbrauch
dar, wenn sie ausbeuterische oder wettbewerbswid-
rige Auswirkungen hat. Dienstleistungsmärkte im
Telekommunikationsbereich werden anfangs we-
nige Wettbewerber aufweisen, so daß Zugangsver-
weigerungen den Wettbewerb auf diesen Märkten
im allgemeinen beeinträchtigen werden. In allen
Fällen, in denen der Zugang verweigert wird, wird
gründlich geprüft, ob eine sachlich gerechtfertigte
Begründung gegeben ist.

84.ÙGenerell sind drei relevante Fälle zu unterscheiden:

a)ÙDie Verweigerung des Zugangs, der zum Zweck
der Erbringung einer Dienstleistung beantragt
wird, wenn entweder der Zugangsanbieter selbst
oder ein anderer Betreiber, dem der Zugangsan-
bieter den Zugang gewährt, auf diesem Dienst-
leistungsmarkt tätig ist;

b) die Verweigerung des Zugangs, der zum Zweck
der Erbringung einer Dienstleistung beantragt
wird, wenn weder der Zugangsanbieter noch ein
anderer Betreiber auf diesem Dienstleistungs-
markt tätig ist;

c) der Entzug des Zugangs eines bestehenden Kun-
den.

D i s k r i m i n i e r u n g

85.ÙIm ersten der genannten Fälle liegt es auf der
Hand, daß die Verweigerung der Bedienung eines
Neukunden unter Umständen, in denen ein beherr-
schender Zugangsanbieter bereits einen oder meh-
rere Kunden bedient, die auf demselben nachgeord-
neten Markt tätig sind, eine diskriminierende Be-
handlung wäre, die einen Mißbrauch darstellt,
wenn sie den Wettbewerb auf diesem nachgeordne-
ten Markt einschränkt. Wenn Netzbetreiber diesel-
ben oder ähnliche Endkundendienstleistungen an-
bieten wie die Partei, die den Zugang beantragt,
haben diese unter Umständen sowohl ein Interesse
daran als auch die Möglichkeit, den Wettbewerb
einzuschränken und ihre beherrschende Stellung
auf diese Weise zu mißbrauchen. Es kann natürlich
Gründe für eine Weigerung geben, z.ØB. gegenüber
Antragstellern, die ein mögliches Kreditrisiko dar-
stellen. Ohne sachliche Begründung würde eine Zu-
gangsverweigerung jedoch in der Regel einen Miß-
brauch der beherrschenden Stellung auf dem Zu-
gangsmarkt darstellen.
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86.ÙIm allgemeinen ist das marktbeherrschende Unter-
nehmen dazu verpflichtet, den Zugang auf eine sol-
che Weise zu gewähren, daß die den Unternehmen
auf dem nachgeordneten Markt angebotenen Wa-
ren und Dienstleistungen nicht zu ungünstigeren
Bedingungen verfügbar sind, als dies für andere
Parteien, einschließlich der eigenen nachgeordneten
Geschäftssparten, der Fall ist.

Wesent l iche  Einr ichtungen

87.ÙWas den zweiten der genannten Fälle angeht, so
stellt sich die Frage, ob der Zugangsanbieter ver-
pflichtet ist, mit dem Diensteanbieter einen Vertrag
zu schließen, um diesem die Tätigkeit auf einem
neuen Dienstleistungsmarkt zu ermöglichen. Wo
Kapazitätsgrenzen kein Problem darstellen und das
Unternehmen, das den Zugang zu seinen Einrich-
tungen verweigert, weder seinen eigenen nachge-
ordneten Unternehmenssparten noch einem ande-
ren in diesem Dienstleistungsmarkt tätigen Unter-
nehmen den Zugang zu dieser Einrichtung gewährt
hat, ist nicht klar, welche andere sachliche Begrün-
dung gegeben sein könnte.

88.ÙIm VerkehrsbereichØ(ÓÒ) hat die Kommission ent-
schieden, daß ein Unternehmen, das eine wesentli-
che Einrichtung kontrolliert, unter bestimmten Um-
ständen Zugang gewähren mußØ(ÓÓ). Dieselben
Grundsätze gelten auch für den Telekommunikati-
onsbereich. Gäbe es keine wirtschaftlich tragbaren
Alternativen zum beantragten Zugang, hätte die be-
antragende Partei im Fall einer Weigerung nicht die
Möglichkeit, auf dem betreffenden Dienstleistungs-
markt tätig zu werden. Die Weigerung würde da-
her die Entwicklung neuer Märkte oder neuer Pro-
dukte auf diesen Märkten unter Verstoß gegen Ar-
tikel 86 Absatz 2 Buchstabe b) einschränken oder
die Entfaltung des Wettbewerbs auf bestehenden
Märkten behindern. Derartige Auswirkungen einer
Weigerung dürften mißbräuchliche Auswirkungen
darstellen.

89.ÙDer Grundsatz, nach dem beherrschende Unter-
nehmen unter bestimmten Umständen kontrahie-
rungspflichtig sind, wird im Telekommunikations-
bereich häufig von Bedeutung sein. Gegenwärtig
bestehen bei der Bereitstellung der Netzinfrastruk-
tur für die meisten Telekommunikationsdienstlei-
stungen in der Gemeinschaft Monpole oder Quasi-
monopole. Selbst wo Beschränkungen bereits besei-
tigt wurden oder in Kürze aufgehoben werden,
wird der Wettbewerb auf nachgeordneten Märkten
weiterhin von den Preisen und Bedingungen des
Zugangs zu vorgelagerten Netzdienstleistungen ab-
hängen, bei denen sich der Marktwettbewerb nur
allmählich auswirken wird. In Anbetracht des ra-
schen technischen Fortschritts im Telekommunika-

tionsbereich sind Situationen denkbar, in denen
Unternehmen neue Produkte oder Dienstleistungen
anbieten wollen, die nicht mit bereits vom beherr-
schenden Zugangsanbieter angebotenen Produkten
und Dienstleistungen konkurrieren, für die dieser
aber keinen Zugang gewähren will.

90.ÙDie Kommission hat sicherzustellen, daß die Kon-
trolle über Einrichtungen, die die etablierten Betrei-
ber ausüben, nicht dazu mißbraucht wird, die Ent-
wicklung eines vom Wettbewerb geprägten Tele-
kommunikationsumfelds zu behindern. Von einem
Unternehmen, das auf einem Markt für Dienstlei-
stungen beherrschend ist und einen Mißbrauch un-
ter Verstoß gegen Artikel 86 EG-Vertrag begeht,
kann verlangt werden, einem oder mehreren Wett-
bewerbern auf diesem Markt Zugang zu seiner Ein-
richtung zu gewähren, um den Mißbrauch zu been-
den. Insbesondere kann ein Unternehmen seine
marktbeherrschende Stellung mißbrauchen, wenn es
durch sein Verhalten die Entstehung eines neuen
Produkts oder Dienstes verhindert.

91.ÙAusgangspunkt der Bewertung durch die Kommis-
sion wird die Bestimmung eines bestehenden oder
potentiellen Markts sein, für den der Zugang bean-
tragt wird. Um festzustellen, ob der Zugang auf-
grund der Wettbewerbsregeln angeordnet werden
soll, werden ein Verstoß des marktbeherrschenden
Unternehmens gegen das Diskriminierungsverbot
sowie die folgenden Kriterien in ihrer Gesamtheit
berücksichtigt:

a)ÙDer Zugang zu der fraglichen Einrichtung ist im
allgemeinen eine wesentliche Voraussetzung da-
für, daß sich Unternehmen am Wettbewerb im
betreffenden Markt beteiligen könnenØ(ÓÔ).

Hier lautet die zentrale Frage, was als wesent-
lich anzusehen ist. Es reicht nicht aus, daß die
Stellung des Unternehmens, das den Zugang be-
antragt, bei Gewährung des Zugangs vorteilhaf-
ter wäre; vielmehr muß die Verweigerung des
Zugangs dazu führen, daß die beabsichtigten
Aktivitäten entweder gar nicht durchgeführt
werden können oder aber auf unvermeidbare
Weise in hohem Maße unwirtschaftlich werden.

Obwohl beispielsweise alternative Infrastruktu-
ren ab dem 1. Juli 1996 für liberalisierte Dienst-
leistungen genutzt werden können, wird es ei-
nige Zeit dauern, bevor diese in vielen Fällen
eine ausreichende Alternative zu den Einrichtun-
gen des etablierten Betreibers darstellen. Solche
alternativen Infrastrukturen bieten zur Zeit noch
nicht die gleiche Flächendeckung wie das Netz
des etablierten Telekommunikationsbetreibers.
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b) Es ist eine ausreichende Kapazität zur Bereitstel-
lung des Zugangs verfügbar.

c) Der Eigentümer der Einrichtung befriedigt die
Nachfrage auf einem bestehenden Dienste- oder
Produktemarkt nicht, verhindert die Entstehung
eines potentiellen neuen Dienstes oder Produk-
tes oder beeinträchtigt den Wettbewerb auf ei-
nem bestehenden oder potentiellen Dienste-
oder Produktmarkt.

d) Das Unternehmen, das den Zugang beantragt,
ist zur Zahlung eines angemessenen und nicht-
diskriminierenden Entgelts bereit und akzeptiert
ansonsten alle nichtdiskriminierenden Zugangs-
bedingungen.

e) Die Zugangsverweigerung ist nicht sachlich ge-
rechtfertigt.

Relevante Rechtfertigungsgründe können in die-
sem Zusammenhang unter anderem übermäßige
Schwierigkeiten bei der Gewährung des Zu-
gangs zugunsten des beantragenden Unterneh-
mens oder der Umstand sein, daß der Eigentü-
mer, der Investitionen zur Einführung eines
neuen Produkts oder Dienstes getätigt hat, hin-
reichend Zeit und Gelegenheit zur Nutzung die-
ser Einrichtung benötigt, um das neue Produkt
oder den neuen Dienst auf den Markt zu brin-
gen. Jedwede Begründung ist dabei von Fall zu
Fall zwar sorgfältig zu prüfen, doch ist es im
Telekommunikationsbereich besonders wichtig,
daß die Vorteile des wettbewerbsorientierten
Umfelds für die Endkunden nicht durch Maß-
nahmen der früheren Staatsmonopolunterneh-
men vorenthalten werden, indem diese das Ent-
stehen und die Entwicklung von Wettbewerb
verhindern.

92.ÙBei der Prüfung, ob ein Verstoß gegen Artikel 86
vorliegt, werden die tatsächliche Situation in diesem
und anderen geographischen Gebieten und, soweit
erheblich, der Zusammenhang zwischen dem bean-
tragten Zugang und der technischen Konfiguration
der Einrichtung berücksichtigt.

93.ÙDie Frage der objektiven Rechtfertigung wird in
diesem Bereich besonders gründlich zu prüfen sein.
Außer der Beurteilung, ob in einem gegebenen Fall
angeführte Schwierigkeiten schwerwiegend genug
sind, um die Zugangsverweigerung zu rechtferti-
gen, werden die zuständigen Behörden auch zu
entscheiden haben, ob diese Schwierigkeiten den
Schaden für den Wettbewerb überwiegen, der
durch die Zugangsverweigerung und die damit ver-
bundene Beeinträchtigung der nachgeordneten
Dienstleistungsmärkte verursacht wird.

94.ÙDer Zugangsanbieter könnte drei bestimmende Ele-
mente des Zugangs manipulieren, um den Zugang
zu verweigern, nämlich den Zeitpunkt der Zu-
gangsgewährung, die technische Konfiguration und
den Preis.

95.ÙBeherrschende Telekommunikationsbetreiber sind
verpflichtet, Zugangsanträge zügig zu bearbeiten:
Unangemessene und unerklärliche oder ungerecht-
fertigte Verzögerungen bei der Bearbeitung von
Anträgen auf Zugang können einen Mißbrauch
darstellen. Die Kommission wird die Zügigkeit der
Bearbeitung eines Zugangsantrags insbesondere wie
folgt beurteilen:

a)Ùdurch Vergleich mit dem üblichen Zeitrahmen
und den Bedingungen bei der Gewährung des
Zugangs zu den Einrichtungen der den Antrag
empfangenden Partei zugunsten eines eigenen
Tochterunternehmens oder einer eigenen Unter-
nehmenssparte;

b) durch Vergleich mit der Bearbeitungsdauer von
Anträgen auf Zugang zu ähnlichen Einrichtun-
gen in anderen Mitgliedstaaten;

c) anhand der für Verzögerungen bei der Bearbei-
tung von Zugangsanträgen gegebenen Erklärun-
gen.

96.ÙProbleme der technischen Konfiguration werden
ebenso gründlich geprüft, um beurteilen zu können,
ob ihnen ein Sachzwang zugrunde liegt. Die Wett-
bewerbsregeln schreiben grundsätzlich vor, daß der
Partei, die den Zugang beantragt, der Zugang an
dem für sie günstigsten Punkt zu gewähren ist, so-
fern dies für den Zugangsanbieter technisch mach-
bar ist. Aspekte der technischen Durchführbarkeit
können eine Zugangsverweigerung objektiv recht-
fertigen — so muß beispielsweise der Verkehr, für
den der Zugang beantragt wird, die anwendbaren
technischen Infrastrukturstandards erfüllen —, es
können auch Kapazitätsbeschränkungen vorliegen,
so daß sich das Problem der Rationierung ergeben
kannØ(ÓÕ).

97.ÙÜberhöhte Preise für den Zugang können abgese-
hen davon, daß sie selbst einen Mißbrauch darstel-
lenØ(ÓÖ), auch auf eine faktische Zugangsverweige-
rung hinauslaufen.
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98.ÙEine Reihe von Aspekten dieser Kriterien bedarf ei-
ner sorgfältigen Prüfung. Die Beurteilung der
Preise im Telekommunikationsbereich wird da-
durch erleichtert, daß die ONP-Richtlinien die
Verpflichtung zu einer transparenten Kostenrech-
nung enthalten.

Entzug des  Zugangs

99.ÙFür den dritten der in Randnummer 84 genannten
Fälle sind einige Entscheidungen der Kommission
und Urteile des Europäischen Gerichtshofs von Be-
deutung, die den Entzug des Zugangs von Wettbe-
werbern auf nachgeordneten Märkten betreffen. In
der Rechtssache Commercial Solvents urteilte der
Europäische Gerichtshof wie folgt:

,,Ein Unternehmen, das eine beherrschende Stel-
lung auf dem Markt für Rohstoffe hat, mißbraucht
seine beherrschende Stellung im Sinne des Artikels
86, wenn es sich in der Absicht, sich den Rohstoff
für die Herstellung seiner eigenen Derivate vorzu-
behalten, auch auf die Gefahr hin, jeglichen Wett-
bewerb durch einen Kunden auszuschalten, der sei-
nerseits Hersteller dieser Derivate ist, weigert, die-
sen Kunden zu beliefern‘‘Ø(ÔÍ).

100.ÙDieser Fall betraf zwar den Entzug eines Erzeug-
nisses, doch besteht kein grundsätzlicher Unter-
schied zwischen diesem Fall und dem Entzug des
Zugangs. Die einseitige Aufkündigung von
Zwangsvereinbarungen berührt im wesentlichen
dieselben Fragen wie die Verweigerung des Zu-
gangs. Wird einem bestehenden Kunden der Zu-
gang entzogen, stellt dies in der Regel einen Miß-
brauch dar. Auch hier kann die Aufkündigung
durch objektive Gründe gerechtfertigt sein. Solche
Gründe müssen den Auswirkungen des Zugangs-
entzugs auf den Wettbewerb angemessen sein.

2.2. Andere  Arten des  Mißbrauchs

101.ÙDie Zugangsverweigerung stellt nur eine Art des
möglichen Mißbrauchs in diesem Bereich dar. Ein
Mißbrauch kann auch auftreten, wenn der Zugang
gewährt wurde. Ein Mißbrauch kann unter ande-
rem dann vorliegen, wenn der Betreiber sich diskri-
minierend verhält oder die Maßnahmen des Betrei-
bers die Märkte oder die technische Entwicklung
auf sonstige Weise einschränken. Im folgenden
werden einige Beispiele für mögliche Mißbräuche
aufgeführt.

N e t z k o n f i g u r a t i o n

102.ÙDie Netzkonfiguration eines beherrschenden Netz-
betreibers, die Diensteanbietern den Zugang objek-
tiv erschwertØ(ÔÎ), könnte einen Mißbrauch darstel-
len, sofern sie nicht sachlich gerechtfertigt ist. Eine
sachliche Rechtfertigung läge vor, wenn die Netz-
konfiguration die Effizienz des Netzes allgemein
verbessert.

Koppelgeschäf te

103.ÙKoppelgeschäfte geben insbesondere dort Anlaß
zur Besorgnis, wo sie die Koppelung von Dienstlei-
stungen, bei denen der Telekommunikationsbetrei-
ber eine beherrschende Stellung hat, mit anderen
Dienstleistungen betreffen, bei denen dies nicht der
Fall istØ(ÔÏ). Verpflichtet der vertikal integrierte be-
herrschende Netzbetreiber die den Zugang begeh-
rende Partei dazu, eine oder mehrere Dienstleistun-
genØ(ÔÐ) ohne ausreichenden Grund abzunehmen,
könnte dies Konkurrenten des beherrschenden Zu-
gangsanbieters daran hindern, diese Bestandteile
des Dienstleistungspakets unabhängig von anderen
anzubieten. Eine solche Bedingung würde daher ei-
nen Mißbrauch im Sinne von Artikel 86 darstellen.

Der Gerichtshof hat hierzu ausgeführt:

,,.Ø.Ø. der Koppelungsverkauf von zwei Erzeugnissen
[kann] auch dann einen Mißbrauch im Sinne von
Artikel 86 darstellen, wenn er dem Handelsbrauch
entspricht oder wenn zwischen diesen beiden Er-
zeugnissen sachlich eine Beziehung besteht, es sei
denn, daß er objektiv gerechtfertigt ist.‘‘Ø(ÔÑ).

P r e i s e

104.ÙBei der Prüfung, ob nach den Wettbewerbsregeln
Preisprobleme vorliegen, muß nachgewiesen wer-
den, daß Kosten und Erträge auf angemessene Art
zugerechnet werden. Eine nicht sachgerechte Zu-
rechnung der Kosten und eine Manipulation von
Verrechnungspreisen könnten dazu dienen, über-
höhte Preise, Verdrängungspreise oder einen zwei-
seitigen Preisdruck zu verschleiern.

Überhöhte Preise

105.ÙPreisprobleme im Zusammenhang mit dem Zugang
von Diensteanbietern zu Einrichtungen eines
marktbeherrschenden Betreibers werden häufig
überhöhte Preise betreffenØ(ÔÒ): Da für die Einrich-
tung, zu der die Diensteanbieter Zugang erhalten
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möchten, keine Alternativen vorhanden sind,
könnte der marktbeherrschende oder monopolisti-
sche Betreiber geneigt sein, überhöhte Preise zu
verlangen.

106.ÙDer Gerichtshof hat überhöhte Preise als solche de-
finiert, die ,,im Vergleich zu dem wirtschaftlichen
Wert der erbrachten Leistung übertrieben‘‘Ø(ÔÓ) sind.
Darüber hinaus hat der Gerichtshof auch eine Be-
rechnungsmethode angegeben:

,,Diese Unverhältnismäßigkeit könnte unter ande-
rem aufgrund eines Vergleichs des Verkaufspreises
des fraglichen Erzeugnisses mit den Gestehungsko-
sten, aus dem sich ergeben würde, wie groß die Ge-
winnspanne ist, objektiv festgestellt werden.‘‘Ø(ÔÔ).

107.ÙDie Kommission hat festzustellen, welche Kosten
für das betreffende Produkt tatsächlich anfallen.
Eine sachgerechte Kostenzurechnung ist daher für
die Feststellung, ob ein Preis überhöht ist, von
grundlegender Bedeutung. Übt ein Unternehmen
z.ØB. eine Reihe von Tätigkeiten aus, müssen die re-
levanten Kosten zusammen mit einem angemesse-
nen Gemeinkostenanteil den verschiedenen Tätig-
keiten zugerechnet werden. Die Kommission muß
unter Umständen auch die sachgerechte Methode
der Kostenzurechnung bestimmen, wo diese strittig
ist.

108.ÙDer Gerichtshof hat ferner dargelegt, daß bei der
Ermittlung, ob ein Preis überhöht ist, die gemein-
schaftsrechtlichen Bestimmungen zur Preisfestset-
zung für den betreffenden Bereich herangezogen
werden könnenØ(ÔÕ).

109.ÙDarüber hinaus kann ein Vergleich mit anderen
geographischen Gebieten ebenfalls als Hinweis auf
überhöhte Preise dienen: Der Gerichtshof hat aus-
geführt, daß wenn möglich ein Vergleich zwischen
den Preisen eines beherrschenden Unternehmens
und den Preisen auf Märkten, die dem Wettbewerb
unterliegen, vorgenommen werden könnteØ(ÔÖ). Ein
solcher Vergleich könnte eine Grundlage für die
Beurteilung darstellen, ob die von einem beherr-
schenden Unternehmen berechneten Preise ange-
messen sindØ(ÕÍ). Unter bestimmten Umständen, un-
ter denen keine Vergleichsdaten vorliegen, haben
Regulierungsbehörden versucht, Wettbewerbspreise
unter Annahme eines von Wettbewerb beprägten
Marktes zu ermittelnØ(ÕÎ). In geeigneten Fällen kann
die Kommission eine solche Preisermittlung bei der
Prüfung der Frage heranziehen, ob ein überhöhter
Preis vorliegt.

Verdrängungspreise

110.ÙAuf Verdrängung ausgerichtete Preispraktiken lie-
gen unter anderem vor, wenn ein beherrschendes
Unternehmen eine Ware oder eine Dienstleistung
über längere Zeit unter den Gestehungskosten ver-
kauft, um Wettbewerber vom Markteintritt abzu-
halten oder vom Markt zu verdrängen, so daß das
beherrschende Unternehmen seine Marktmacht und
in der Folge seine Gewinne insgesamt weiter stei-
gern kann. Solche ungerechtfertigt niedrigen Preise
verstoßen gegen Artikel 86 Absatz 2 Buchstabe a)
EG-Vertrag. Ein derartiges Problem könnte z.ØB.
im Zusammenhang mit dem Wettbewerb zwischen
verschiedenen Telekommunikations-Infrastruktur-
netzen auftreten. Hier könnte ein marktbeherr-
schender Betreiber geneigt sein, ungerechtfertigt
niedrige Preise für den Zugang zu verlangen, um
den Wettbewerb durch andere (sich etablierende)
Infrastrukturanbieter auszuschalten. Im allgemeinen
liegt ein Preismißbrauch vor, wenn der Preis entwe-
der unter den durchschnittlichen variablen Kosten
des beherrschenden Unternehmens liegt oder wenn
er unter den durchschnittlichen Gesamtkosten liegt
und Teil eines gegen den Wettbewerb gerichteten
Vorgehens istØ(ÕÏ). In leitungsnetzgebundenen Bran-
chen entspräche die einfache Anwendung dieses
Grundsatzes nicht der wirtschaftlichen Realität die-
ser Branchen.

111.ÙDieser Grundsatz wurde im AKZO-Urteil aufge-
stellt, in dem der Gerichtshof durchschnittliche va-
riable Kosten als ,,Kosten, die je nach den produ-
zierten Mengen variieren‘‘Ø(ÕÐ) definierte und den
Grundsatz wie folgt begründete:

,,Ein beherrschendes Unternehmen hat nämlich nur
dann ein Interesse, derartige Preise zu praktizieren,
wenn es seine Konkurrenten ausschalten will, um
danach unter Ausnutzung seiner Monopolstellung
seine Preise wieder anzuheben, denn jeder Verkauf
bringt für das Unternehmen einen Verlust in Höhe
seiner gesamten Fixkosten (d.Øh. der Kosten, die
ungeachtet der produzierten Mengen konstant blei-
ben) und zumindest eines Teils der variablen Ko-
sten je produzierte Einheit mit sich.‘‘

112.ÙUm mit einer Dienstleistung oder einem Bündel
von Dienstleistungen einen Gewinn zu erzielen,
muß ein Betreiber eine Preisstrategie verfolgen, bei
der seine gesamten zusätzlichen Kosten für die Er-
bringung dieser Dienstleistungen durch die zusätz-
lichen Erlöse aus der Erbringung der Dienstleistun-
gen gedeckt werden. Legt ein beherrschender Be-
treiber einen Preis für eine bestimmte Dienstlei-
stung fest, der unter den durchschnittlichen Ge-
samtkosten für die Erbringung dieser Leistung liegt,
sollte der Betreiber diesen Preis unter kommerziel-
len Gesichtspunkten rechtfertigen: Ein beherrschen-
der Betreiber, der mit einer solchen Preispolitik ei-
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nen Vorteil nur dann erzielen würde, wenn einer
oder mehrere seiner Wettbewerber geschwächt
würden, verhielte sich mißbräuchlich.

113.ÙGemäß dem AKZO-Urteil des Gerichtshofs muß
die Kommission den Preis ermitteln, unterhalb des-
sen ein Unternehmen nur einen Gewinn erzielen
kann, wenn es einen oder mehrere Wettbewerber
ausschaltet. Die Kostenstruktur in leitungsnetzge-
bundenen Branchen unterscheidet sich tendenziell
von der anderer Branchen, da erstere viel höhere
Gemeinkosten haben.

114.ÙBei Telekommunikationsdienstleistungen kann ein
Preis, der den variablen Kosten eines Dienstes ent-
spricht, erheblich unter dem Preis liegen, den ein
Betreiber berechnen muß, um die Kosten für die
Erbringung des Dienstes zu decken. Bei Anwen-
dung des AKZO-Kriteriums auf Preise, die von ei-
nem Infrastrukturanbieter im Laufe der Zeit ange-
wendet werden sollen und die Grundlage für Inve-
stitionsentscheidungen dieses Betreibers bilden, soll-
ten die gesamten bei der Erbringung des Dienstes
zusätzlich anfallenden Kosten berücksichtigt wer-
den. Bei der Analyse ist zu überlegen, über welchen
Zeitraum die Kosten betrachtet werden sollten. In
den meisten Fällen dürften weder sehr kurze noch
sehr lange Zeiträume angemessen sein.

115.ÙUnter derartigen Umständen wird die Kommission
häufig die durchschnittlichen zusätzlichen Kosten
für die Erbringung einer Dienstleistung zu prüfen
haben und müßte gegebenenfalls die durchschnittli-
chen zusätzlichen Kosten für einen Zeitraum von
mehr als einem Jahr untersuchen.

116.ÙDie ONP-Regeln und die Empfehlungen der Kom-
mission zu Anforderungen an das Rechnungswesen
und die Transparenz werden in diesem Zusammen-
hang zu einer wirksamen Anwendung von Artikel
86 beitragen.

Zweifacher Preisdruck

117.ÙIst der Betreiber in dem betreffenden Produkt-
oder Dienstleistungsmarkt beherrschend, könnte
ein Mißbrauch auch in der Ausübung eines zweifa-
chen Preisdrucks bestehen. Ein solcher Preisdruck
könnte durch den Nachweis belegt werden, daß die
nachgeordneten Sparten des beherrschenden Unter-
nehmens selbst nicht wirtschaftlich arbeiten könn-
ten, wenn der den Wettbewerbern für die Nutzung
der vorgelagerten Einrichtungen berechnete Preis
zugrunde gelegt würde. Verluste eines nachgeord-
neten Geschäftsbereichs können versteckt werden,
wenn der beherrschende Betreiber dem Zugangsbe-
reich Kosten zurechnet, die den nachgeordneten

Sparten zuzurechnen wären, oder die Verrech-
nungspreise innerhalb des Unternehmens auf son-
stige Weise nicht sachgerecht festgelegt hat. In der
Empfehlung der Kommission zur getrennten Buch-
führung im Zusammenhang mit der Zusammen-
schaltung wird hierzu eine getrennte Buchführung
für die verschiedenen Geschäftsbereiche eines verti-
kal integrierten Betreibers empfohlen. Die Kommis-
sion kann in entsprechenden Fällen verlangen, daß
das beherrschende Unternehmen getrennte geprüfte
Rechnungslegungsunterlagen bezüglich aller rele-
vanten Aspekte seines Geschäftsbetriebs vorlegt.
Das Vorhandensein einer getrennten Buchführung
gewährleistet jedoch noch keine Mißbrauchsfrei-
heit, die Kommission wird den Sachverhalt daher
gegebenenfalls von Fall zu Fall prüfen.

118.ÙUnter entsprechenden Umständen kann ein zweifa-
cher Preisdruck auch durch den Nachweis belegt
werden, daß die Spanne zwischen dem Preis für
den Zugang, der Wettbewerbern im nachgeordne-
ten Markt (einschließlich der eigenen nachgeordne-
ten Sparten des beherrschenden Unternehmens, so-
fern vorhanden) berechnet wird, und dem Preis,
den der Netzbetreiber im nachgeordneten Markt
berechnet, nicht ausreicht, um einem hinreichend
effizienten Diensteanbieter im nachgeordneten
Markt die Erzielung eines normalen Gewinns zu
ermöglichen (sofern das marktbeherrschende Un-
ternehmen nicht nachweisen kann, daß seine nach-
geordneten Sparten außerordentlich effizient
sind)Ø(ÕÑ).

119.ÙLiegt einer dieser beiden Fälle vor, wären die Wett-
bewerber im nachgeordneten Markt einem zweifa-
chen Preisdruck ausgesetzt, der sie aus dem Markt
drängen könnte.

D i s k r i m i n i e r u n g

120.ÙEin marktbeherrschender Zugangsanbieter darf
zwischen verschiedenen Zugangsvereinbarungen
nicht diskriminieren, wenn eine solche Diskriminie-
rung den Wettbewerb einschränken würde. Eine
Differenzierung, die auf der Nutzung des Zugangs
statt auf Unterschieden bei den Transaktionen für
den Zugangsanbieter selbst basiert, würde gegen
Artikel 86 verstoßen, wenn die Diskriminierung den
bestehenden oder potentiellen Wettbewerb mit aus-
reichender Wahrscheinlichkeit verfälscht. Eine sol-
che Diskriminierung könnte in der Auferlegung un-
terschiedlicher Bedingungen, einschließlich der Be-
rechnung unterschiedlicher Preise, oder in einer
sonstigen Differenzierung zwischen Zugangsverein-
barungen bestehen, es sei denn, die unterschiedliche
Behandlung wäre sachlich gerechtfertigt, z.ØB. auf-
grund von Kostenüberlegungen, technischen Ge-
sichtspunkten oder der Tatsache, daß die Benutzer
auf unterschiedlichen Stufen tätig sind. Eine derar-
tige Diskriminierung dürfte den Wettbewerb im
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nachgeordneten Markt einschränken, in dem das
Unternehmen, das den Zugang beantragt, tätig
werden will, indem es die Möglichkeiten des
Marktzutritts dieses Betreibers oder der Auswei-
tung seiner Tätigkeiten in dem betreffenden Markt
einschränktØ(ÕÒ).

121.ÙEine solche Diskriminierung könnte auch Auswir-
kungen auf den Wettbewerb haben, wenn sie sich
auf Betreiber auf nahe nebeneinanderliegenden
nachgeordneten Märkten bezieht. Für den Fall, daß
es zwei getrennte Produktmärkte gibt, jedoch abge-
sehen von einem Preisunterschied ein Produkt als
durch ein anderes Produkt ersetzbar gilt, könnte
eine Diskriminierung bezüglich des Preises, der den
Anbietern dieser beiden Produkte berechnet wird,
den bestehenden oder potentiellen Wettbewerb ein-
schränken. Obschon beispielsweise der Festnetz-
und der Mobilfunktelefondienst zur Zeit vermutlich
getrennte Produktmärkte darstellen, dürften diese
Märkte zusammenwachsen. Werden Mobilfunkbe-
treibern höhere Zusammenschaltungsentgelte be-
rechnet als Festnetzbetreibern, würde dieses Zu-
sammenwachsen tendenziell beeinträchtigt, was
Auswirkungen auf den Wettbewerb hat. Ähnliche
Auswirkungen auf den Wettbewerb dürften auch in
anderen Telekommunikationsmärkten auftreten.

Eine derartige Diskriminierung wäre in jedem Fall
schwer zu rechtfertigen, da die Verpflichtung zur
Berechnung kostenbezogener Preise besteht.

122.ÙWas die Preisdiskriminierung angeht, so wird die
ungerechtfertigte Diskriminierung von Kunden ei-
nes marktbeherrschenden UnternehmensØ(ÕÓ) durch
Artikel 86 Absatz 2 Buchstabe c) untersagt, worun-
ter auch die Diskriminierung von Kunden nach
dem Kriterium fällt, ob sie sich vertraglich aus-
schließlich an das marktbeherrschende Unterneh-
men binden.

123.ÙArtikel 7 der Zusammenschaltungsrichtlinie be-
stimmt:

,,Für unterschiedliche Kategorien von Organisatio-
nen, die berechtigt sind, Netze und Dienste bereit-
zustellen, können unterschiedliche Zusammenschal-
tungstarife und -bedingungen festgelegt werden,
sofern sich dies aufgrund der Art der Zusammen-
schaltung und/oder der relevanten nationalen Li-
zenzierungsbedingungen objektiv rechtfertigen läßt
.Ø.Ø.‘‘ (vorausgesetzt, daß solche Unterschiede nicht
zu Wettbewerbsverzerrungen führen).

124.ÙOb solche Unterschiede zu Wettbewerbsverzerrun-
gen führen, ist im jeweiligen Einzelfall zu prüfen.
Dabei ist zu beachten, daß Artikel 85 und 86 den

Wettbewerb und nicht Regulierungsangelegenhei-
ten betreffen. Aufgrund von Artikel 86 kann kein
beherrschendes Unternehmen verpflichtet werden,
unterschiedliche Kategorien von Kunden unter-
schiedlich zu behandeln, mit Ausnahme der Fälle,
in denen dies das Ergebnis der Marktbedingungen
und der in Artikel 86 niedergelegten Grundsätze
ist. Artikel 86 verbietet es beherrschenden Unter-
nehmen im Gegenteil, zwischen gleichwertigen
Transaktionen zu diskriminieren, wenn sich diese
Diskriminierung auf den Wettbewerb auswirken
würde.

125.ÙJede sachlich unbegründete Diskriminierung in be-
zug auf bestimmte Aspekte oder Bedingungen einer
Zugangsvereinbarung könnte einen Mißbrauch dar-
stellen. Die Diskriminierung kann sich dabei auf
Bestandteile der Vereinbarung wie Preise, Fristen,
technischen Zugang, das RoutingØ(ÕÔ), die Num-
mernvergabe, über wesentliche Erfordernisse hin-
ausgehende Beschränkungen bei der Netznutzung
sowie die Nutzung von Kundennetzdaten beziehen.
Das Vorliegen einer Diskriminierung kann jedoch
nur im Einzelfall festgestellt werden. Die Diskrimi-
nierung verstößt unabhängig davon, ob sie sich aus
den Bedingungen der jeweiligen Zugangsvereinba-
rung ergibt oder daraus hervorgeht, gegen Artikel
86.

126.ÙIn diesem Zusammenhang ist der Netzbetreiber all-
gemein dazu verpflichtet, unabhängige Kunden ge-
nauso zu behandeln wie eigene Tochterunterneh-
men oder die eigene nachgeordnete Dienstlei-
stungssparte. Die Art des Kunden und seiner Erfor-
dernisse kann für die Feststellung, ob Transaktio-
nen vergleichbar sind, eine entscheidende Rolle
spielen. Die Berechnung verschiedener Preise für
Kunden verschiedener Stufen (z.ØB. Großhandel
und Einzelhandel) stellt nicht notwendigerweise
eine Diskriminierung dar.

127.ÙFragen der Diskriminierung können sich im Zusam-
menhang mit der technischen Konfigurierung des
Zugangs ergeben, die für den Zugang von besonde-
rer Bedeutung ist.

Grad der technischen Komplexität des Zugangs: Ein-
schränkungen der Art oder Ebene in der Netzhier-
archie bei der betreffenden Anbindung oder die
technischen Merkmale dieser Anbindung sind un-
mittelbar wettbewerbsrelevant. Dabei kann es sich
um Einrichtungen handeln, die für eine Anschal-
tung bereitgestellt werden, oder um die Art des
Schnittstellen- und Signalisierungssystems, das fest-
legt, welche Dienste der den Zugang begehrenden
Partei zur Verfügung stehen (z.ØB. intelligente
Netzfunktionen).
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Anzahl und/oder Ort der Anschaltpunkte: Die Not-
wendigkeit, den Verkehr für bestimmte Gebiete an
der Vermittlungsstelle, die dieses Gebiet unmittel-
bar bedient, statt auf einer höheren Ebene der
Netzhierarchie zu sammeln und zu verteilen,
könnte von Bedeutung sein. Der den Zugang be-
gehrenden Partei entstehen zusätzliche Kosten
durch die Bereitstellung von Verbindungen in grö-
ßerer Entfernung von ihrer eigenen Vermittlungs-
zentrale oder durch die Verpflichtung zur Zahlung
höherer Übermittlungsentgelte.

Gleicher Zugang: Die den Kunden der Partei, die
den Zugang begehrt, offenstehende Möglichkeit,
die vom Zugangsanbieter bereitgestellten Dienste
durch die Wahl von Rufnummern zu nutzen, die
genauso viele Ziffern aufweisen, wie dies für Kun-
den des Zugangsanbieters gilt, ist ein wesentliches
Merkmal für Wettbewerb in der Telekommunika-
tion.

Sachl iche  Begründung

128.ÙZu den sachlichen Begründungen könnten alle Fak-
toren gehören, die sich auf den tatsächlichen Be-
trieb des Netzes, das dem Zugangsanbieter gehört,
oder auf Lizenzbeschränkungen beziehen, die mit
dem Schutz des geistigen Eigentums in Einklang
stehen.

2.3. Mißbrauch e iner  gemeinsam marktbe-
herrschenden Ste l lung

129.ÙIm Fall einer gemeinsamen Marktbeherrschung
(siehe Randnummer 76Øff.) kann das Verhalten ei-
nes von mehreren gemeinsam marktbeherrschenden
Unternehmen einen Mißbrauch darstellen, auch
wenn sich die anderen Unternehmen nicht in der-
selben Weise verhalten.

130.ÙAbgesehen von den Rechtsbehelfen nach den Wett-
bewerbsregeln wäre zu erwarten, daß die nationale
Regulierungsbehörde eine Problemlösung herbei-
führen würde, wenn kein Betreiber den Zugang ge-
währen will und dies technisch und wirtschaftlich
nicht gerechtfertigt ist, indem sie ein oder mehrere
Unternehmen nach den Bestimmungen der ein-
schlägigen ONP-Richtlinie oder den einzelstaatli-
chen Rechtsvorschriften zur Gewährung des Zu-
gangs verpflichtet.

3. Zugangsvereinbarungen (Artikel 85)

131.ÙWettbewerbsbeschränkungen, die in Zugangsver-
einbarungen festgelegt sind oder sich daraus erge-

ben, können zwei unterschiedliche Auswirkungen
haben: die Einschränkung des Wettbewerbs zwi-
schen den beiden Parteien der Zugangsvereinba-
rung oder die Einschränkung des Wettbewerbs
Dritter, z.ØB. durch ausschließliche Rechte einer
oder beider Parteien der Vereinbarung. Außerdem
können die Bedingungen der Zugangsvereinbarung
im Fall der Marktbeherrschung durch eine der bei-
den Parteien zu einer Stärkung dieser beherrschen-
den Stellung oder zu deren Ausweitung auf einen
benachbarten Markt führen oder eine unzulässige
Ausnutzung der beherrschenden Stellung durch die
Auferlegung ungerechtfertigter Bedingungen dar-
stellen.

132.ÙZugangsvereinbarungen, mit grundsätzlich unbe-
grenztem Zugang sind wahrscheinlich nicht wettbe-
werbsbeschränkend im Sinne von Artikel 85 Absatz
1. Ausschließlichkeitsverpflichtungen in Verträgen,
mit denen einem einzigen Unternehmen der Zu-
gang gewährt wird, dürften den Wettbewerb ein-
schränken, weil sie den Zugang zur Infrastruktur
für andere Unternehmen begrenzen. Da die meisten
Netze eine höhere Kapazität aufweisen, als ein ein-
ziger Benutzer benötigen dürfte, wird dies im Tele-
kommunikationssektor in der Regel der Fall sein.

133.ÙZugangsvereinbarungen können erhebliche wettbe-
werbsfördernde Wirkung haben, da sie den Zugang
zum nachgeordneten Markt verbessern können.
Zugangsvereinbarungen sind bei der Zusammen-
schaltung für die Interoperabilität der Dienste und
der Infrastruktur von wesentlicher Bedeutung und
stärken daher den Wettbewerb im nachgeordneten
Dienstleistungsmarkt, wo eine höhere Wertschöp-
fung als bei der örtlichen Infrastruktur erfolgen
dürfte.

134.ÙOffensichtlich können bestimmte Zugangsvereinba-
rungen oder darin enthaltene Klauseln jedoch auch
wettbewerbsbeschränkende Wirkung haben. So
könnten Zugangsvereinbarungen beispielsweise:

a)Ùzur Koordinierung von Preisen dienen;

b) zur Marktaufteilung dienen;

c) Dritte ausschließenØ(ÕÕ);

d) zu einem Austausch wettbewerblich bedeutsamer
Informationen zwischen den Parteien führen.

135.ÙDie Gefahr einer Preiskoordinierung ist im Tele-
kommunikationsbereich besonders groß, da die Zu-
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sammenschaltungsentgelte häufig 50Ø% oder mehr
der Gesamtkosten der erbrachten Dienstleistung
ausmachen und die Zusammenschaltung mit einem
marktbeherrschenden Betreiber in der Regel not-
wendig ist. Unter diesen Umständen ist der Spiel-
raum für den Preiswettbewerb begrenzt und das Ri-
siko (einschließlich der Konsequenzen) einer Preis-
koordinierung entsprechend größer.

136.ÙAußerdem können Zusammenschaltungsvereinba-
rungen zwischen Netzbetreibern unter bestimmten
Umständen ein Mittel zur Marktaufteilung zwi-
schen dem Netzbetreiber, der den Zugang bereit-
stellt, und dem Netzbetreiber, der den Zugang
wünscht, darstellen, statt zu einem Netzwettbewerb
zwischen ihnen zu führen.

137.ÙIn einem liberalisierten Telekommunikationsumfeld
werden die genannten Arten der Wettbewerbsbe-
schränkung von den nationalen Behörden und der
Kommission nach den Wettbewerbsregeln über-
wacht. Das Recht einer Partei, die durch wettbe-
werbswidriges Verhalten Schaden erleidet, bei der
Kommission Beschwerde zu erheben, wird durch
nationale Regelungen nicht berührt.

Unter  Art ikel  85  Absatz  1  fa l lende Klau-
s e l n

138.ÙDie Kommission hält gewisse Arten von Beschrän-
kungen für möglicherweise nicht mit Artikel 85 Ab-
satz 1 EG-Vertrag vereinbar, so daß für sie eine
Einzelfreistellung zu beantragen ist. Diese Klauseln
dürften am häufigsten mit den wirtschaftlichen
Rahmenbedingungen des Zugangs in Zusammen-
hang stehen.

139.ÙIm Telekommunikationsbereich liegt es im Wesen
der Zusammenschaltung, daß die Parteien be-
stimmte Kunden- und Verkehrsinformationen ihrer
Wettbewerber erlangen. Dieser Informationsaus-
tausch könnte das Wettbewerbsverhalten der be-
treffenden Unternehmen in bestimmten Fällen be-
einflussen und von den Parteien ohne weiteres für
ein aufeinander abgestimmtes Verhalten, z.ØB. für
die Marktaufteilung, genutzt werdenØ(ÕÖ). Die Zu-
sammenschaltungsrichtlinie verlangt, daß Informa-
tionen eines Betreibers, der die Zusammenschaltung
wünscht, nur für die Zwecke genutzt werden dür-
fen, für die diese Informationen bereitgestellt wur-
den. Um den Wettbewerbsregeln und der Zusam-
menschaltungsrichtlinie Genüge zu tun, werden die
Betreiber daher Sicherungsmaßnahmen einführen
müssen, die gewährleisten, daß vertrauliche Infor-
mationen nur den Unternehmensteilen gegenüber
offengelegt werden, die an dem Abschluß der
Zusammenschaltungsvereinbarungen beteiligt sind,

und daß die Informationen nicht zu wettbewerbs-
widrigen Zwecken verwendet werden. Sofern diese
Sicherungsmaßnahmen umfassend sind und ord-
nungsgemäß funktionieren, gibt es keinen prinzi-
piellen Grund, Artikel 85 Absatz 1 auf einfache Zu-
sammenschaltungsvereinbarungen anzuwenden.

140.ÙAusschließlichkeitsvereinbarungen, beispielsweise der
Art, daß der Verkehr ausschließlich über das Tele-
kommunikationsnetz einer oder beider Parteien
statt über das Netz anderer Parteien geführt wird,
mit denen Zugangsvereinbarungen geschlossen
wurden, müssen nach Artikel 85 Absatz 3 ebenfalls
geprüft werden. Ist ein solches Routing unbegrün-
det, sind solche Klauseln untersagt. Derartige Aus-
schließlichkeitsklauseln sind jedoch kein inhärenter
Bestandteil von Zusammenschaltungsvereinbarun-
gen.

141.ÙZugangsvereinbarungen, die mit wettbewerbswidri-
gem Ziel geschlossen wurden, dürften die Kriterien
für eine Einzelfreistellung nach Artikel 85 Absatz 3
aller Wahrscheinlichkeit nach nicht erfüllen.

142.ÙZugangsvereinbarungen können ferner Auswirkun-
gen auf die Wettbewerbsstruktur des Markts haben.
Entgelte für den lokalen Zugang werden häufig ei-
nen Großteil der Gesamtkosten der Dienstleistun-
gen ausmachen, die die Partei, die den Zugang be-
gehrt, für die Endbenutzer erbringt, so daß der
Spielraum für einen Preiswettbewerb begrenzt ist.
Weil dieser begrenzte Wettbewerb zu schützen ist,
wird die Kommission der Prüfung von Zugangsver-
einbarungen im Hinblick auf deren wahrscheinliche
Auswirkungen auf die relevanten Märkte besonde-
res Augenmerk widmen, um zu gewährleisten, daß
solche Vereinbarungen nicht als verstecktes, indi-
rektes Mittel zur Festlegung oder Abstimmung von
Endpreisen für Endbenutzer dienen, was einen der
schwerwiegendsten Verstöße gegen Artikel 85 EG-
Vertrag darstelltØ(ÖÍ). Dies wäre insbesondere in
Oligopolmärkten zu befürchten.

143.ÙDes weiteren sind Klauseln, die in der Weise diskri-
minieren, daß sie zum Ausschluß Dritter führen,
ebenfalls wettbewerbsbeschränkend. Von größter
Bedeutung ist dabei die Diskriminierung der Partei,
die den Zugang begehrt, hinsichtlich der Preise, der
Qualität oder anderer wirtschaftlich wichtiger
Aspekte des Zugangs, womit in der Regel eine un-
gerechtfertigte Bevorzugung der Unternehmenstä-
tigkeit des Zugangsanbieters bezweckt wird.
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4. Beeinträchtigung des Handels zwischen Mitglied-
staaten

144.ÙDie Anwendung sowohl von Artikel 85 als auch
von Artikel 86 setzt voraus, daß der Handel zwi-
schen Mitgliedstaaten beeinträchtigt wird.

145.ÙZum Nachweis, daß eine Vereinbarung den Handel
zwischen Mitgliedstaaten beeinträchtigt, muß die
Kommission in der Lage sein,

,,anhand objektiver rechtlicher oder tatsächlicher
Umstände mit hinreichender Wahrscheinlichkeit
[vorauszusehen], daß [die betreffende Vereinba-
rung] unmittelbar oder mittelbar, tatsächlich oder
der Möglichkeit nach den Warenverkehr zwischen
Mitgliedstaaten beeinflußt.‘‘Ø(ÖÎ).

Es ist nicht erforderlich, daß jede einzelne Wettbe-
werbsbeschränkung innerhalb der Vereinbarung zur
Beeinträchtigung des Handels geeignet istØ(ÖÏ), so-
fern die Vereinbarung insgesamt eine solche be-
wirkt.

146.ÙWas Zugangsvereinbarungen im Telekommunikati-
onsbereich angeht, wird die Kommission nicht nur
die unmittelbaren Auswirkungen von Wettbewerbs-
beschränkungen auf den zwischenstaatlichen Han-
del in den Zugangsmärkten in Betracht ziehen, son-
dern auch die Auswirkungen auf den zwischen-
staatlichen Handel bei nachgeordneten Telekom-
munikationsdienstleistungen. Die Kommission wird
außerdem prüfen, inwieweit diese Vereinbarungen
dazu geeignet sind, einen bestimmten räumlichen
Markt abzuschotten, wodurch bereits in anderen
Mitgliedstaaten etablierte Unternehmen von diesem
räumlichen Markt möglicherweise ausgeschlossen
würden.

147.ÙZugangsvereinbarungen im Telekommunikationsbe-
reich wirken sich in der Regel auf den Handel zwi-
schen Mitgliedstaaten aus, da über ein Netz er-
brachte Dienstleistungen in der gesamten Gemein-
schaft gehandelt werden und Zugangsvereinbarun-
gen die Möglichkeiten eines Diensteanbieters oder

eines Betreibers, eine Dienstleistung zu erbringen,
entscheidend bestimmen können. Selbst dort, wo
die Märkte im wesentlichen nationalen Charakter
haben, was beim gegenwärtigen Stand der Liberali-
sierung im allgemeinen der Fall ist, wird der Miß-
brauch einer marktbeherrschenden Stellung im all-
gemeinen die Marktstruktur beeinträchtigen und zu
Rückwirkungen auf den Handel zwischen den Mit-
gliedstaaten führen.

148.ÙFälle in diesem Bereich, die Fragen nach Artikel 86
berühren, dürften sich entweder auf mißbräuchliche
Klauseln in Zugangsvereinbarungen beziehen oder
die Verweigerung zum Abschluß einer Zugangsver-
einbarung zu angemessenen Bedingungen betreffen.
Als solche wären die obengenannten Kriterien da-
für, ob eine Zugangsvereinbarung zur Beeinträchti-
gung des Handels zwischen Mitgliedstaaten geeig-
net ist, hier ebenso relevant.

SCHLUSSFOLGERUNGEN

149.ÙDie Kommission ist der Auffassung, daß Wettbe-
werbsregeln und sektorspezifische Bestimmungen
ein in sich schlüssiges Bündel von Rechtsvorschrif-
ten darstellen, die ein liberalisiertes und wettbe-
werbskonformes Umfeld für die Telekommunikati-
onsmärkte in der Gemeinschaft gewährleisten.

150.ÙMit den in diesem Bereich zu treffenden Maßnah-
men bezweckt die Kommission, die unnötige Über-
schneidung von Verfahren, insbesondere von Wett-
bewerbs- und Regulierungsverfahren auf nationaler
und Gemeinschaftsebene nach den Vorschriften des
ONP-Rahmens, zu vermeiden.

151.ÙIn Fällen, in denen die Wettbewerbsregeln Anwen-
dung finden, wird die Kommission prüfen, welches
die relevanten Märkte sind, und die Artikel 85 und
86 in Übereinstimmung mit den obengenannten
Grundsätzen anwenden.
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(Î) Die Richtlinien 96/19/EG und 96/2/EG der Kommission (siehe Fußnote 3) sehen vor, daß bestimmte Mitgliedstaaten für einen
bestimmten begrenzten Zeitraum eine Ausnahme von der vollständigen Liberalisierung beantragen können. Diese Mitteilung erfolgt
unbeschadet dieser Ausnahmen, und die Kommission wird die Existenz solcher Ausnahmen berücksichtigen, wenn sie die Wettbe-
werbsregeln wie in dieser Mitteilung beschrieben auf Zugangsvereinbarungen anwendet.

Siehe:

Entscheidung 97/114/EG der Kommission vom 27. November 1996 betreffend die von Irland beantragten zusätzlichen Fristen für
die Umsetzung der Richtlinien 90/388/EWG und 96/2/EG der Kommission in bezug auf den vollständigen Wettbewerb auf dem
Markt der Telekommunikationsdienste (ABl. L 41 vom 12.2.1997, S. 8).

Entscheidung 97/310/EG der Kommission vom 12. Februar 1997 über Zusatzfristen, die Portugal für die Umsetzung der Richtli-
nien 90/388/EWG und 96/2/EG der Kommission in bezug auf den vollständigen Wettbewerb auf den Telekommunikationsmärk-
ten eingeräumt werden (ABl. L 133 vom 24.5.1997, S. 19).

Entscheidung 97/568/EG der Kommission vom 14. Mai 1997 über Zusatzfristen, die Luxemburg für die Umsetzung der Richtlinie
90/388/EWG in bezug auf den vollständigen Wettbewerb auf den Telekommunikationsmärkten eingeräumt werden (ABl. L 234
vom 26.8.1997, S. 7).

Entscheidung 97/603/EG der Kommission vom 10. Juni 1997 über Zusatzfristen, die Spanien für die Umsetzung der Richtlinie
90/388/EWG der Kommission in bezug auf den vollständigen Wettbewerb auf den Telekommunikationsmärkten eingeräumt wer-
den (ABl. L 243 vom 5.9.1997, S. 48).

Entscheidung 97/607/EG der Kommission vom 18. Juni 1997 über Zusatzfristen, die Griechenland für die Umsetzung der Richtli-
nie 90/388/EWG in bezug auf den vollständigen Wettbewerb auf den Telekommunikationsmärkten eingeräumt werden (ABl.
L 245 vom 9.9.1997, S. 6).

(Ï) Mitteilung der Kommission vom 3. Mai 1995 an das Europäische Parlament und den Rat, Konsultation zum Grünbuch über die
Liberalisierung der Telekommunikationsinfrastruktur und der Kabelfernsehnetze (KOM(95) 158 endg.).

(Ð) Richtlinie 88/301/EWG der Kommission vom 16. Mai 1988 über den Wettbewerb auf dem Markt für Telekommunikations-End-
geräte (ABl. L 131 vom 27.5.1988, S. 73).

Richtlinie 90/388/EWG der Kommission vom 28. Juni 1990 über den Wettbewerb auf dem Markt für Telekommunikationsdienste
(ABl. L 192 vom 24.7.1990, S. 10 (Diensterichtlinie)).

Richtlinie 94/46/EG der Kommission vom 13. Oktober 1994 zur Änderung der Richtlinien 88/301/EWG und 90/388/EWG,
insbesondere betreffend die Satelliten-Kommunikation (ABl. L 268 vom 19.10.1994, S. 15).

Richtlinie 95/51/EG der Kommission vom 18. Oktober 1995 zur Änderung der Richtlinie 90/388/EWG hinsichtlich der Aufhe-
bung der Einschränkungen bei der Nutzung von Kabelfernsehnetzen für die Erbringung bereits liberalisierter Telekommunikations-
dienste (ABl. L 256 vom 26.10.1995, S. 49).

Richtlinie 96/2/EG der Kommission vom 16. Januar 1996 zur Änderung der Richtlinie 90/388/EWG betreffend die mobile Kom-
munikation und Personal Communications (ABl. L 20 vom 26.1.1996, S. 59).

Richtlinie 96/19/EG der Kommission vom 13. März 1996 zur Änderung der Richtlinie 90/388/EWG hinsichtlich der Einführung
des vollständigen Wettbewerbs auf den Telekommunikationsmärkten (ABl. L 74 vom 22.3.1996, S. 113) (Richtlinie über vollständi-
gen Wettbewerb).

(Ñ) Zusammenschaltungsvereinbarungen stellen die wichtigste Art von Zugangsvereinbarungen im Telekommunikationsbereich dar.
Grundlegende Vorschriften für Zusammenschaltungsvereinbarungen sind durch die Regeln für den offenen Netzzugang (ONP-
Regeln) vorgegeben, und die Anwendung der Wettbewerbsregeln ist vor diesem Hintergrund zu sehen:

Richtlinie 97/13/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 10. April 1997 über einen gemeinsamen Rahmen für Allge-
mein- und Einzelgenehmigungen für Telekommunikationsdienste (ABl. L 117 vom 7.5.1997, S. 15).

Richtlinie 97/33/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. Juni 1997 über die Zusammenschaltung in der Telekom-
munikation im Hinblick auf die Sicherstellung eines Universaldienstes und der Interoperabilität durch Anwendung der Grundsätze
für einen offenen Netzzugang (ONP) (ABl. L 199 vom 26.7.1997, S. 32) (ONP-Zusammenschaltungsrichtlinie).

Richtlinie 90/387/EWG des Rates vom 28. Juni 1990 zur Verwirklichung des Binnenmarktes für Telekommunikationsdienste durch
Einführung eines offenen Netzzugangs (Open Network Provision — ONP) (ABl. L 192 vom 24.7.1990, S. 1) (Rahmenrichtlinie).

Richtlinie 92/44/EWG des Rates vom 5. Juni 1992 zur Einführung des offenen Netzzugangs bei Mietleitungen (ABl. L 165 vom
19.6.1992, S. 27) (ONP-Mietleitungsrichtlinie).

Richtlinie 95/62/EG des Europäischen Parlaments und des Rates zur Einführung des offenen Netzzugangs (ONP) beim Sprach-
telefondienst (ABl. L 321 vom 30.12.1995, S. 6), ersetzt durch die Richtlinie 98/10/EG des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 26. Februar 1998 über die Anwendung des offenen Netzzugangs (ONP) beim Sprachtelefondienst und dem Universaldienst im
Telekommunikationsbereich in einem wettbewerbsorientierten Umfeld (ABl. L 101 vom 1.4.1998, S. 24) (Sprachtelefondienst-Richt-
linie).

Richtlinie 97/66/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Dezember 1997 über die Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten und den Schutz der Privatsphäre im Bereich der Telekommunikation.

(Ò) ABl. C 233 vom 6.9.1991, S. 2.

(Ó) Im Telekommunikationsbereich insbesondere:
Entscheidung 91/562/EWG der Kommission vom 18. Oktober 1991, Eirpage (ABl. L 306 vom 7.11.1991, S. 22).

Entscheidungen 96/546/EG und 96/547/EG der Kommission vom 17. Juli 1996, Atlas und Phoenix, (ABl. L 239 vom 19.9.1996,
S. 23 und 57) sowie Entscheidung 97/780/EG der Kommission vom 29. Oktober 1997, Unisource (ABl. L 318 vom 20.11.1997,
S. 1).

(Ô) Eine Reihe von Fällen im Zusammenhang mit Zugangsfragen ist noch anhängig.

,,Competition aspects of interconnection agreements in the telecommunications sector‘‘, Juni 1995;

,,Competition aspects of access by service providers to the resources of telecommunications operators‘‘, Dezember 1995. Siehe auch
,,Competition aspects of access pricing‘‘, Dezember 1995.

(Õ) Siehe das Grünbuch der Kommission vom 3. Dezember 1997 zur Konvergenz der Branchen Telekommunikation, Medien und
Informationstechnologie und ihren ordnungspolitischen Auswirkungen — Ein Schritt in Richtung Informationsgesellschaft
(KOM(97) 623 endg.).
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(Ö) Siehe den Beschluß 97/838/EG des Rates vom 28. November 1997 über die Genehmigung der Ergebnisse der WTO-Verhandlun-
gen über Basistelekommunikationsdienste im Namen der Europäischen Gemeinschaft für die in ihre Zuständigkeit fallenden Berei-
che (ABl. L 347 vom 18.12.1997, S. 45).

(ÎÍ)ÙIm Fall der ONP-Mietleitungsrichtlinie ist eine erste Stufe vorgesehen, bei der der Betroffene die nationale Regulierungsbehörde
anrufen kann. Dies kann in mehrerlei Hinsicht von Vorteil sein. In den Telekommunikationsbereichen, in denen sich die Unterneh-
men erfahrungsgemäß oft scheuen, gegen den Telekommunikationsbetreiber Beschwerde zu führen, von dem sie in besonderem
Maße nicht nur in der strittigen Angelegenheit, sondern auch in anderen Angelegenheiten größerer Bedeutung abhängen, bieten die
nach den ONP-Regeln vorgesehenen Verfahren eine gangbare Alternative. Die ONP-Verfahren können außerdem breiter gefä-
cherte Zugangsprobleme abdecken, als dies auf der Grundlage der Wettbewerbsregeln möglich wäre. Letztlich können diese Ver-
fahren den Betroffenen auch den Vorteil der Nähe und Vertrautheit mit den einzelstaatlichen Verwaltungsverfahren bieten; auch
die Sprache spielt in diesem Zusammenhang eine Rolle.

Wenn die Angelegenheit auf einzelstaatlicher Ebene nicht gelöst werden kann, sieht die ONP-Mietleitungsrichtlinie eine zweite
Verfahrensstufe auf europäischer Ebene vor (Verfahren zur Beilegung von Streitigkeiten). Zwischen den betroffenen Parteien muß
dann innerhalb einer Frist von zwei Monaten, die bei Zustimmung der Parteien um einen Monat verlängert werden kann, eine
Einigung erzielt werden.

(ÎÎ)ÙEine nationale Regulierungsbehörde ist eine nationale Regulierungsinstanz für die Telekommunikation, die von einem Mitglied-
staat im Zusammenhang mit der Diensterichtlinie in ihrer geänderten Fassung und den ONP-Regeln geschaffen wurde. Das Ver-
zeichnis der nationalen Regulierungsbehörden wird regelmäßig im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften veröffentlicht und
kann auch im Internet (http://www.ispo.cec.be) eingesehen werden.

(ÎÏ)ÙArtikel 9 und 17 der Zusammenschaltungsrichtlinie.

(ÎÐ)ÙSiehe Artikel 7 der Diensterichtlinie (siehe Fußnote 3) und Artikel 5a der ONP-Rahmenrichtlinie (siehe Fußnote 4). Siehe auch die
Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat über den Stand der Umsetzung der Richtlinie
90/388/EWG über den Wettbewerb auf dem Markt für Telekommunikationsdienste (ABl. C 275 vom 20.10.1995, S. 2).

Siehe auch Urteil des Gerichtshofes der Europäischen Gemeinschaften vom 9. November 1995 in der Rechtssache C-91/94,
Thierry Tranchant und Telephone Stores SARL, Slg. 1995, S. I-3911.

(ÎÑ)ÙONP-Zusammenschaltungsrichtlinie (siehe Fußnote 4), ArtikelÙ9 AbsatzÙ3.

(ÎÒ)ÙUrteile des Gerichts Erster Instanz der Europäischen Gemeinschaften in der Rechtssache T-24/90, Automec/Kommission, Slg.
1992, S. II-2223, Randnummer 77, und in der Rechtssache T-114/92, BEMIM, Slg. 1995, S. II-147.

(ÎÓ)ÙBekanntmachung über die Zusammenarbeit zwischen der Kommission und den Gerichten der Mitgliedstaaten bei der Anwendung
der ArtikelÙ85 und 86 EG-Vertrag (ABl. C 39 vom 13.2.1993, S. 6, Ziffer 14).

Bekanntmachung über die Zusammenarbeit zwischen der Kommission und den Wettbewerbsbehörden der Mitgliedstaaten (ABl.
C 313 vom 15.10.1997, S. 3).

(ÎÔ)ÙRechtssache 127/73, BRT/SABAM, Slg. 1974, S. 51.

(ÎÕ)ÙRechtssache 66/86, Ahmed Saeed, Slg. 1989, S. 838.

(ÎÖ)ÙSie dürfen z.ØB. ein wettbewerbswidriges Verhalten weder fördern noch bestärken: Ahmed Saeed (siehe Fußnote 18); Rechtssache
153/93, Deutschland/Delta Schiffahrtsges., Slg. 1994, S. I-2517; Rechtssache 267/86, Van Eycke, Slg. 1988, S. 4769.

(ÏÍ)ÙRechtssache 13/77, GB-Inno-BM/ATAB, Slg. 1977, S. 2115, Randnr. 33: ,,Obgleich sich ArtikelÙ86 an die Unternehmen richtet,
begründet deshalb der Vertrag doch auch für die Mitgliedstaaten die Verpflichtung, keine Maßnahmen zu treffen oder beizubehal-
ten, die die praktische Wirksamkeit dieser Bestimmung ausschalten können.‘‘

(ÏÎ)ÙZu den weiteren Pflichten der nationalen Behörden siehe Rechtssache 103/88, Fratelli Costanzo, Slg. 1989, S. 1839.

Siehe Rechtssache Ahmed Saeed (siehe Fußnote 18): ,,Ø.Ø.Ø. die Artikel 5 und 90 EWG-Vertrag [sind] dahingehend auszulegen .Ø.Ø.,
— daß sie es den nationalen Behörden verbieten, den Abschluß von gegen Artikel 85 Absatz 1 oder gegebenenfalls gegen Artikel 86
EWG-Vertrag verstoßenden Tarifvereinbarungen zu fördern —, daß sie der Genehmigung von sich aus solchen Vereinbarungen
ergebenden Tarifen durch die nationalen Behörden entgegenstehen.‘‘

(ÏÏ)ÙVerbundene Rechtssachen C-6/90 und C-9/90, Francovich, Slg. 1991, S. I-5357; Verbundene Rechtssachen C-46/93, Brasserie de
Pðcheur/Deutschland und Rechtssache C-48/93, Vereinigtes Königreich/Secretary of State for Transport ex parte Factortame und
andere, Slg. 1996, S. I-1029.

(ÏÐ)ÙSiehe zum Beispiel Erwägungsgrund 18 der ONP-Mietleitungsrichtlinie) und ArtikelÙ9 AbsatzÙ3 der ONP-Zusammenschaltungs-
richtlinie (siehe Fußnote 4).

(ÏÑ)ÙVerordnung (EWG) Nr. 4064/89 des Rates vom 21. Dezember 1989 über die Kontrolle von Unternehmenszusammenschlüssen
(ABl. L 395 vom 30.12.1989, S. 1), (berichtigte Fassung: ABl. L 257 vom 21.9.1990, S. 13).

(ÏÒ)ÙVerordnung Nr. 17 vom 6. Februar 1962, Erste Durchführungsverordnung zu den ArtikelnÙ85 und 86 des EWG-Vertrags (ABl. 13
vom 21.2.1962, S. 204/62).

(ÏÓ)ÙArtikel 2 und Artikel 4 Absatz 1 der Verordnung Nr. 17.

(ÏÔ)ÙArtikel 3 der Verordnung Nr. 17.

(ÏÕ)ÙArtikel 3 und Artikel 12 der Verordnung Nr. 17.

(ÏÖ)ÙRechtssache 792/79ØR, Camera Care/Kommission, Slg. 1980, S. 119. Siehe auch Rechtssache T-44/90, La Cinq/Kommission,
Slg. 1992, S. II-1.

(ÐÍ)ÙSiehe Ziffer 16 der in Fußnote 16 zitierten Bekanntmachung.

(ÐÎ)ÙArtikel 2 und Artikel 4 Absatz 1 der Verordnung Nr. 17.

(ÐÏ)ÙRechtssachen Camera Care und La Cinq (siehe Fußnote 29).

(ÐÐ)ÙSiehe Ziffer 16 der in Fußnote 16 zitierten Bekanntmachung.
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(ÐÑ)ÙSiehe Randnummer 18.

(ÐÒ)ÙSiehe Rechtssache Automec (Fußnote 15), Randnummer 86.

(ÐÓ)ÙRechtssache BRT/SABAM (siehe Fußnote 17).

(ÐÔ)ÙArtikel 9 Absätze 1 und 3 der ONP-Zusammenschaltungsrichtlinie.

(ÐÕ)ÙRechtssache 14/83, Von Colson, Slg. 1984, S. 1891.

(ÐÖ)ÙArtikel 15 Absatz 2 der Verordnung Nr. 17.

(ÑÍ)ÙArtikel 15 Absatz 5 der Verordnung Nr. 17.

(ÑÎ)ÙArtikel 15 Absatz 6 der Verordnung Nr. 17.

(ÑÏ)ÙArtikel 6 Buchstabe c) der ONP-Zusammenschaltungsrichtlinie.

(ÑÐ)ÙUnter anderem gemäß Artikel 9 der ONP-Zusammenschaltungsrichtlinie.

(ÑÑ)ÙLeitlinien für das Verfahren zur Festsetzung von Geldbußen, die gemäß ArtikelÙ15 AbsatzÙ2 der Verordnung Nr. 17 und gemäß
ArtikelÙ65 AbsatzÙ5 EGKS-Vertrag festgesetzt werden (ABl. C 9 vom 14.1.1998, S. 3).

(ÑÒ)ÙSiehe Fußnote 22.

(ÑÓ)ÙABl. C 372 vom 9.12.1997, S. 5.

(ÑÔ)ÙDie Zusammenschaltung wird in der Richtlinie über vollständigen Wettbewerb wie folgt definiert:
,,.Ø.Ø. die physische und logische Verbindung von Telekommunikationseinrichtungen von Organisationen, die Telekommunikations-
netze und/oder Telekommunikationsdienste bereitstellen bzw. erbringen. Die Zusammenschaltung ermöglicht Benutzern einer Or-
ganisation die Kommunikation mit den Benutzern derselben oder einer anderen Organisation oder den Zugang zu Diensten dersel-
ben Organisation oder einer dritten Organisation.‘‘

In der Richtlinie über vollständigen Wettbewerb und den ONP-Richtlinien werden Telekommunikationsdienste wie folgt definiert:

,,Dienste, die ganz oder teilweise in der Übertragung und Weiterleitung von Signalen in einem Telekommunikationsnetz bestehen.‘‘

Sie schließen daher sowohl die Übertragung von Rundfunksignalen als auch Kabelfernsehnetze ein.

Ein Telekommunikationsnetz wird wie folgt definiert:

,,.Ø.Ø. die Übertragungssysteme und gegebenenfalls die Vermittlungseinrichtungen und sonstigen Ressourcen, mit denen Signale
zwischen definierten Netzabschlußpunkten über Draht, über Funk, auf optischem oder anderem elektromagnetischen Weg übertra-
gen werden.‘‘

(ÑÕ)ÙEntscheidung 94/894/EG der Kommission vom 13. Dezember 1994, Eurotunnel (ABl. L 354 vom 31.12.1994, S. 66).

(ÑÖ)ÙIn Fußnote 5 zitierte Leitlinien, Ziffern 15 und 16.

(ÒÍ)ÙEntscheidung 82/896/EWG der Kommission vom 15. Dezember 1982 (UGEL/BNIC) (ABl. L 379 vom 31.12.1982, S. 19).

(ÒÎ)ÙSiehe Fußnote 18.

(ÒÏ)ÙVerbundene Rechtssachen C-48 und 66/90, Niederlande und andere/Kommission, Slg. 1992, S. I-565.

(ÒÐ)ÙSiehe Rechtssache Ahmed Saeed (Fußnote 18), wo anhand der Binnenmarktvorschriften über Preise ermittelt wurde, welches Preis-
niveau für die Zwecke des Artikels 86 als ungerechtfertigt anzusehen ist.

(ÒÑ)ÙAuf beiden Märkten standen Tetra Pak dieselben potentiellen Kunden und bestehenden Wettbewerber gegenüber, Rechtssache
C-333/94 P, Tetra Pak International SA/Kommission, Slg. 1996, S. I-5951.

(ÒÒ)ÙSiehe auch die Definition in der Stellungnahme der WTO-Arbeitsgruppe Basistelekommunikation (,,Additional commitment on
regulatory principles by the European Communities and their Member States‘‘):

,,Wesentliche Einrichtungen sind Einrichtungen eines öffentlichen Telekommunikationsübertragungsnetzes und -dienstes, die

a)Ùausschließlich oder überwiegend von einem einzigen Anbieter oder einer beschränkten Zahl von Anbietern bereitgestellt werden
und

b) für die Erbringung einer Dienstleistung wirtschaftlich oder technisch praktisch nicht ersetzbar sind.‘‘

(ÒÓ)ÙRechtssache 6/72, Continental Can, Slg. 1973, S. 215.

(ÒÔ)ÙIn diesem Zusammenhang ist zu beachten, daß einem Unternehmen gemäß dem ONP-Rahmen mitgeteilt werden kann, daß es als
Unternehmen mit beträchtlicher Marktmacht gilt. Für die Ermittlung, ob ein Unternehmen über beträchtliche Marktmacht verfügt,
werden mehrere Faktoren herangezogen; als Ausgangsvermutung wird einem Unternehmen mit einem Marktanteil von über 25Ø%
in der Regel beträchtliche Marktmacht unterstellt. Die Kommission wird bei ihrer Beurteilung nach den Wettbewerbsregeln berück-
sichtigen, ob einem Unternehmen mitgeteilt wurde, daß es als Unternehmen mit beträchtlicher Marktmacht nach den ONP-Regeln
anzusehen ist. Das Konzept der beträchtlichen Marktmacht betrifft jedoch in der Regel eindeutig eine Situation wirtschaftlicher
Macht auf einem Markt, die nicht an eine beherrschende Stellung heranreicht. Die Tatsache, daß ein Unternehmen nach den
ONP-Regeln als Unternehmen mit beträchtlicher Marktmacht anzusehen ist, zieht daher in der Regel nicht die Vermutung der
Marktbeherrschung nach sich, auch wenn dies in einer bestimmten Situation der Fall sein kann. Ein wichtiger Faktor bei der
Prüfung ist jedoch, ob die Marktabgrenzung im Rahmen der ONP-Verfahren der Anwendung der Wettbewerbsregeln angemessen
ist.

(ÒÕ)ÙRechtssache 85/76, Hoffmann-La Roche, Slg. 1979, S. 461; Entscheidung 89/1113/EWG der Kommission vom 21. Dezember
1988 (Decca Navigator System) (ABl. L 43 vom 15.2.1989, S. 27).

(ÒÖ)ÙEntscheidung 92/553/EWG der Kommission vom 22. Juli 1992 (Nestl~/Perrier) (ABl L 356 vom 5.12.1992, S. 1).

(ÓÍ)ÙDies ist der am häufigsten anzutreffende Fall.

(ÓÎ)ÙVerbundene Rechtssachen 6/73 und 7/73, Commercial Solvents/Kommission, Slg. 1974, S. 223, und Rechtssache 311/84, CBEM/
CLT und IPB, Slg. 1985, S. 3261.

(ÓÏ)ÙRechtssache C-62/86, AKZO/Kommission, Slg. 1991, S. I-3359, und Rechtssache T-65/89, BPB Industries und British Gypsum/
Kommission, Slg. 1993, S. II-389.
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(ÓÐ)ÙUrteil vom 14. November 1996, Tetra Pak International SA/Kommission, Rechtssache C-333/94ØP, Slg. 1996, S. I-5951. In diesem
vierten Fall ist die Anwendung von Artikel 86 nur unter besonderen Umständen gerechtfertigt (TetraPak-Urteil, Randnummern 29
und 30).

(ÓÑ)ÙRechtssache 85/76, Hoffmann-La Roche, Slg. 1979, S. 461.

(ÓÒ)ÙEntscheidung 94/19/EG der Kommission vom 21. Dezember 1993 (Sea Containers/Stena Sealink (ABl. L 15 vom 18.1.1994, S. 8).

Entscheidung 94/119/EG der Kommission vom 21. Dezember 1993 (Rødby) (ABl. L 55 vom 26.2.1994, S. 52).

(ÓÓ)ÙSiehe unter anderem:

Urteile des Gerichtshofs:

Rechtssachen 6 und 7/73, Commercial Solvents/Kommission, Slg. 1974, S. 223.

Rechtssache 311/84, T~l~marketing, Slg. 1985, S. 3261.

Rechtssache C-18/88 RTT/GB-Inno, Slg. 1991, S. I-5941.

Rechtssache C-260/89, Elliniki Radiophonia Teleorassi, Slg. 1991, S. I-2925.

Rechtssachen T-69, T-70 und T-76/89, RTE, BBC und ITP/Kommission, Slg. 1991, S. II-485, 535, 575.

Rechtssache C-271/90, Spanien/Kommission, Slg. 1992, S. I-5833.

Rechtssachen C-241 und 242/91P, RTE und ITP Ltd/Kommission (Magill), Slg. 1995, S. I-743.

Entscheidungen der Kommission:

76/185/EGKS vom 29. Oktober 1975 — National Carbonizing Company (ABl. L 35 vom 10.2.1976, S. 6).

88/589/EWG vom 4. November 1988 (London European/Sabena) (ABl. L 317 vom 24.11.1988, S. 47).

92/213/EWG vom 26. Februar 1992 (British Midland/Aer Lingus) (ABl. L 96 vom 10.4.1992, S. 34); B@I/Sealink, CMLR, Jg.
1992, Nr. 5, S. 255; EG-Bulletin; Nr. 6 — 1992, Ziffer 1.3.30.

(ÓÔ)ÙEs reicht nicht aus nachzuweisen, daß ein Wettbewerber den Zugang zu der Einrichtung benötigt, um am Wettbewerb auf dem
nachgeordneten Markt teilnehmen zu können. Es muß vielmehr nachgewiesen werden, daß der Zugang für alle Wettbewerber,
ausgenommen außergewöhnliche Wettbewerber, erforderlich ist, damit eine Verpflichtung zur Gewährung des Zugangs anerkannt
wird.

(ÓÕ)ÙSiehe Randnummer 91.

(ÓÖ)ÙSiehe Randnummer 105.

(ÔÍ)ÙRechtssachen 6 und 7/73, Commercial Solvents, Slg. 1974, S. 223.

(ÔÎ)ÙD.Øh. die Nutzung des Netzes, um die eigenen Kunden zu erreichen.

(ÔÏ)ÙSiehe auch die einschlägigen Bestimmungen des ONP-Rahmens: Artikel 7, Absatz 4 der Zusammenschaltungsrichtlinie, Artikel 12
Absatz 4 der Sprachtelefondienst-Richtlinie und Anhang II der ONP-Rahmenrichtlinie.

(ÔÐ)ÙEinschließlich solcher Dienstleistungen, die für den Nachfrager überflüssig sind oder die er sogar selbst für seine Kunden erbringen
will.

(ÔÑ)ÙTetra Pak International, siehe Fußnote 63.

(ÔÒ)ÙDie Mitteilung der Kommission vom 27. November 1996 über Bewertungskriterien für nationale Systeme der Kostenrechnung und
Finanzierung im Universaldienst in der Telekommunikation und Leitlinien für die Mitgliedstaaten für die Anwendung dieser Sy-
steme (KOM(96) 608 endg.) wird für die Beantwortung der Frage von Bedeutung sein, inwieweit die Universaldienstverpflichtung
zusätzliche Entgelte zur Beteiligung an den Nettokosten der Universaldienstleistung rechtfertigen kann. Siehe auch die Bezug-
nahme auf die Universaldienstverpflichtung unter Randnummer 59.

(ÔÓ)ÙRechtssache 26/75, General Motors NV/Kommission, Slg. 1975, S. 1367, Randnummer 12.

(ÔÔ)ÙRechtssache 27/76, United Brands Company und United Brands Continentaal BV/Kommission, Slg. 1978, S. 207.

(ÔÕ)ÙUrteil in der Sache Ahmed Saeed (Fußnote 18), Randnummer 43.

(ÔÖ)ÙRechtssache 30/87, Corinne Bodson/SA Pompes fun�bres des r~gions lib~r~es, Slg. 1988, S. 2479. Siehe auch: Verbundene Rechts-
sachen 110/88, 241/88 und 242/88, François Lucazeau und andere/Soci~t~ des Auteurs, Compositeurs et Editeurs de Musique
(SACEM) und andere, Slg. 1989, S. 2811, Randnummer 25: ,,Erzwingt ein Unternehmen, das eine beherrschende Stellung innehat,
für die von ihm erbrachten Dienstleistungen Tarife, die nach einem auf einheitlicher Grundlage vorgenommenen Vergleich erheb-
lich höher sind als die in den übrigen Mitgliedstaaten angewendeten Tarife, so ist diese Differenz als Anzeichen für einen Miß-
brauch der beherrschenden Stellung anzusehen. Es obliegt in diesem Fall dem betroffenen Unternehmen, die Differenz unter Hin-
weis auf etwaige objektive Unterschiede zwischen den Verhältnissen in dem in Rede stehenden Mitgliedstaat und denen in allen
übrigen Mitgliedstaaten zu rechtfertigen.‘‘

(ÕÍ)ÙSiehe ONP-Regeln und die Empfehlung der Kommission zur Zusammenschaltung in einem liberalisierten Telekommunikations-
markt (ABl. L 73 vom 12.3.1998, S. 42 (Text der Empfehlung) und ABl. C 84 vom 19.3.1998, S. 10 (Mitteilung zur Empfehlung)).

(ÕÎ)ÙBeispielsweise bei der Berechnung von Zusammenschaltungsentgelten.

(ÕÏ)ÙAKZO, siehe Fußnote 62.

(ÕÐ)ÙAKZO a.a.O., Randnummer 71.

(ÕÑ)ÙEntscheidung 88/518/EWG der Kommission vom 18. Juli 1988 (Napier Brown/British Sugar) (ABl. L 284 vom 19.10.1988, S. 41):
Die Spanne zwischen Großhandels- und Einzelhandelspreisen wurde so sehr verringert, daß der Großhandelskäufer mit einem
ebenso wirtschaftlichen Verpackungsbetrieb wie der Großhandelslieferant den Einzelhandelsmarkt nicht mit Gewinn bedienen
konnte. Siehe auch die Entscheidung in der Sache National Carbonising (Fußnote 66).

(ÕÒ)ÙJedoch kann bei einer Unternutzung der Infrastruktur eine Preisdifferenz beim Zugang in Abhängigkeit von der Nachfrage auf
verschiedenen nachgeordneten Märkten in dem Maß zulässig sein, in dem eine solche Differenzierung eine bessere Nutzung der
Infrastruktur und eine bessere Entwicklung bestimmter Märkte gestatten und die Differenzierung nicht zu einer Beschränkung oder
Verzerrung des Wettbewerbs führt. In diesem Fall wird die Kommission die Gesamtauswirkungen einer solchen Preisdifferenz auf
alle nachgeordneten Märkte untersuchen.
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(ÕÓ)ÙRechtssache C-310/93ØP, BPB Industries und British Gypsum/Kommission, Slg. 1995, S. I-865, 904, hinsichtlich der Diskriminie-
rung von Kunden im benachbarten Markt für Trockenputz durch BPB.

(ÕÔ)ÙD.Øh. eine Vorzugsliste von Betreibern korrespondierender Netze.

(ÕÕ)ÙEntscheidung 94/663/EG der Kommission vom 21. September 1994 (Night Services) (ABl. L 259 vom 7.10.1994, S. 20); Entschei-
dung 94/894/EG der Kommission (siehe Fußnote 48).

(ÕÖ)ÙRechtssache T-34/92, Fiatagri UK und New Holland Ford/Kommission, Slg. 1994, S. II-905.

Rechtssache C-8/95ØP, New Holland Ford/Kommission, noch nicht veröffentlicht.

Rechtssache T-35/92, John Deere/Kommission, Slg. 1994, S. II-957.

Rechtssache C-7/95ØP, John Deere/Kommission, noch nicht veröffentlicht.

Klage gegen die Entscheidung 92/157/EWG der Kommission vom 17. Februar 1992 (UK Agricultural Tractor Registration Ex-
change) (ABl. L 68 vom 13.3.1992, S. 19).

(ÖÍ)ÙRechtssache 8/72, Vereniging van Cementhandelaaren/Kommission, Slg. 1972, S. 977.

Rechtssache 123/85, Bureau National Interprofessionnel du Cognac/Clair, Slg. 1985, S. 391.

(ÖÎ)ÙRechtssache 56/65, STM, Slg. 1966, S. 235, hier: 249.

(ÖÏ)ÙRechtssache 193/83, Windsurfing International Inc/Kommission, Slg. 1986, S. 611.

Keine Einwände gegen einen angemeldeten Zusammenschluß

(Sache Nr. IV/M.1182 — *** Akzo Nobel/Courtaulds)

(98/C 265/03)

(Text von Bedeutung für den EWR)

Am 30. Juni 1998 hat die Kommission entschieden, keine Einwände gegen den obengenannten
angemeldeten Zusammenschluß zu erheben und ihn insofern für mit dem Gemeinsamen Markt
vereinbar zu erklären. Diese Entscheidung stützt sich auf Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b) der
Verordnung (EWG) Nr. 4064/89 des Rates. Der vollständige Text der Entscheidung ist nur
auf Englisch erhältlich und wird nach Herausnahme eventuell darin enthaltener Geschäftsge-
heimnisse veröffentlicht. Er ist erhältlich

—Ùauf Papier, bei den Verkaufsstellen des Amtes für amtliche Veröffentlichungen der Euro-
päischen Gemeinschaften (siehe letzte Umschlagseite);

—Ùin Elektronik-Format, über die ,,CEN‘‘-Version der CELEX-Datenbank, unter der Doku-
mentennummer 398M1182. CELEX ist das EDV-gestützte Dokumentationssystem für Ge-
meinschaftsrecht. Für mehr Informationen über CELEX-Abonnements wenden Sie sich
bitte an folgende Stelle:

EUR-OP,
Information, Marketing and Public Relations (OP/4B),
2, rue Mercier,
L-2985 Luxemburg,
Tel. (352) 29Ø29-42455, Fax (352) 29Ø29-42763.
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VERPFLICHTUNGEN GEMÄSS ARTIKEL 5 DER VERORDNUNG (EG) Nr. 3381/94 — REVI-
DIERTE MITTEILUNG ÜBER NATIONALE KONTROLLEN FÜR GÜTER MIT DOPPELTEM

VERWENDUNGSZWECK (VEREINIGTES KÖNIGREICH)

(98/C 265/04)

(Text von Bedeutung für den EWR)

Vereinigtes  Königreich

Sofern nichts anderes vermerkt ist, ist die Ausfuhr sämtli-
cher gelisteter Güter zu einem Bestimmungsziel außerhalb
der Gemeinschaft untersagt, wenn keine Ausfuhrgenehmi-
gung vorliegt.

Gruppe 2 (Î)

IN VERBINDUNG MIT SPRENGSTOFFEN VERWEN-

DETE WAREN

1.ÙFolgende Ausrüstungen und Vorrichtungen, die nicht
von Teil III Liste 1 des Export of Goods (Control)
Order 1994, geändert durch S.I. 1996/2663, oder von
den Nummern 1A005, 3A229 oder 3A232, Anhang I
zum Beschluß 94/942/GASP des Rates, erfaßt sind,
zum Aufspüren von oder zur Verwendung in Verbin-
dung mit Sprengstoffen oder für die Handhabung von
oder den Schutz vor ,,nicht bestimmungsgemäß her-
gestellten Sprengkörpern‘‘ (entsprechend der Defini-
tion in Teil III Liste 1), sowie besonders konstruierte
Bestandteile hierfür:

a)Ùelektronische Ausrüstung zum Aufspüren versteck-
ter Sprengstoffe;

ausgenommen sind:

TV- oder Röntgenprüfgeräte;

b) elektronische Störgeräte, besonders konstruiert zur
Verhinderung der funkferngesteuerten Zündung
von ,,nicht bestimmungsgemäß hergestellten
Sprengkörpern‘‘;

c) Ausrüstung und Vorrichtungen, besonders kon-
struiert für die Auslösung von Explosionen auf
elektrischem oder anderem Wege, einschließlich
verschiedener Zündvorrichtungen und Spreng-
schnüre;

ausgenommen sind:

Ausrüstung und Vorrichtungen, besonders kon-
struiert für einen spezifischen gewerblichen Ein-
satz, der in der durch Sprengstoffe bewirkten Aus-
lösung oder Betätigung anderer Ausrüstungen oder
Einrichtungen besteht, deren Funktion nicht die
Herbeiführung von Explosionen ist;

(Î)ÙSiehe Teil I Tabelle 1 des Export of Goods (Control) Order
1994 (S.I. 1994/1191), geändert durch S.I. 1997/2758.

d)ÙAusrüstung und Vorrichtungen, einschließlich
Schilde und Helme, besonders konstruiert für die
Beseitigung von Waffen mit Sprengwirkung;

ausgenommen sind:

Bombenschutzdecken.

2.ÙSprengladungen mit linearer Schneidwirkung.

3.ÙTechnologie, die für die Verwendung der genannten
Ausrüstungen und Vorrichtungen unverzichtbar ist
(Bedeutung der Begriffe ,,Technologie‘‘, ,,unverzicht-
bar‘‘ und ,,Verwendung‘‘ entsprechend der Definition
in Teil III Liste 1).

Gruppe 3 (Ï)

FAHRZEUGE

Die hier aufgeführten Waren dürfen nicht zu einem Bestim-
mungsziel in Bosnien und Herzegowina, Kroatien, der
Ehemaligen Jugoslawischen Republik Mazedonien oder der
Bundesrepublik Jugoslawien ausgeführt werden.

a)Ùgeländegängige Allrad-Nutzfahrzeuge, mit einer
Bodenfreiheit von mehr als 175 Millimeter;

b) schwere Bergungsfahrzeuge mit einer Schleppkraft
von mehr als 6 Tonnen (hängend) beziehungsweise
von mehr als 10 Tonnen (über Winden);

c) Lastkraftwagen mit herunterklappbarer Seitenwand,
mit einem Ladegewicht von mehr als 5 Tonnen.

Liste 2 (Ð)

Die nachstehenden Verweise auf den Export of Goods
(Control) Order 1994 beziehen sich auf die durch S.I.
1996/2663 und 1997/1008 sowie 1997/2758 geänderte Fas-
sung.

1A905 Tragbare Geräte, die nicht in Nummer PL5001,
Teil III Liste 1 des Export of Goods (Control)
Order 1994 erfaßt sind, konstruiert für die
Selbstverteidigung durch Verabreichung einer
kampfunfähig machenden Substanz, sowie be-
sonders konstruierte Bestandteile hierfür.

(Ï)ÙSiehe Teil I Tabelle 1 des Export of Goods (Control) Order
1994 (S.I. 1994/1191), geändert durch S.I. 1997/2758.

(Ð)ÙSiehe Tabelle 2 der Dual-use and Related Goods (Export
Controls) Regulations 1996 (S.I. 1996/2721), geändert
durch 1997/324, 1997/1694 und 1997/2759 sowie
1998/272.
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1B915 Ausrüstung für Herstellung, Handhabung oder
Abnahmeprüfung von ,,Waren‘‘, die von den
Nummern 1C011.a, 1C011.b und 1C111 von An-
hang I oder von den Nummern ML8a.1,
ML8a.2, ML8a.3, ML8a.5, ML8a.6, ML8a.7,
ML8a.18, ML8a.19; ML8a.20; ML8d, ML8e.10,
ML8e.11, ML8e.18, ML8e.22, ML8e.29,
ML8e.32, ML8e.39 und ML8e41 des Teils II Li-
ste 1 des Export of Goods (Control) Order 1994
erfaßt sind, mit Ausnahme von Ausrüstung, die
unter Nummer ML18a dieser Liste aufgeführt ist,
sowie besonders konstruierter Bestandteile hier-
für.

Anmerkung:

1.ÙDiese Nummer schließt solche Mischer ein,
die für das Mischen im Vakuum im Bereich
von 0 bis 13,326 kPa geeignet sind und eine
Temperaturregelung der Mischkammer besit-
zen:

a)ÙChargenmischer mit einer Kapazität grö-
ßer/gleich 110 Liter und mindestens einer
exzentrischen Misch-/Knetwelle,

b) Durchlaufmischer mit zwei oder mehr
Misch-/Knetwellen und der Möglichkeit
zum Öffnen der Mischkammer.

2.ÙDiese Nummer umfaßt auch Strahlmühlen
(fluid energy mills) für die Verarbeitung von
Ammoniumperchlorat, Cyclotetramethylenete-
tranitramin (HMX) oder Cyclotrimethyl-
entrinitramin (RDX).

3.ÙUnter diese Nummer fallen nicht ,,Waren‘‘,
die von Nummer 1B115 des Anhangs I erfaßt
sind.

1C950 Mischungen, die Chemikalien der Nummer
1C350 des Anhangs I enthalten.

Ausgenommen sind:

Mischungen, die erfaßte Chemikalien enthalten
und

1.Ùfür den Einzelverkauf aufgemacht und zum
persönlichen Ge- oder Verbrauch bestimmt
sind,

oder

2.Ùin denen die Chemikalie in einer Form enthal-
ten ist, die ihre Rückgewinnung durch Stan-
dardverfahren erschwert.

1C991 Andere Sprengstoffe und Treibstoffe und chemi-
sche Bestandteile hierfür wie folgt:

a)ÙAmatol;

b)ÙNitrozellulose (mit einem Stickstoffgehalt von
mehr als 12,5Ø%);

c)ÙNitroglykol;

d)ÙPentaerythritoltetranitrat (PETN);

e)ÙPicrylchlorid;

f)Ù Trinitrophenylmethylnitramin (tetryl);

g)Ù2,4,6-Trinitrotoluol (TNT).

1C992 Impfstoffe zum Schutz gegen:

a)ÙBacillus anthracis;

b)ÙBotulinumtoxin.

1E915 ,,Technologie‘‘ entsprechend der Allgemeinen
Technologie-Anmerkung für die ,,Entwicklung‘‘,
,,Herstellung‘‘ oder ,,Verwendung‘‘ von Ausrü-
stung, die von Nummer 1B915 erfaßt ist.

1E950 ,,Technologie‘‘ entsprechend der Allgemeinen
Technologie-Anmerkung für die ,,Entwicklung‘‘
oder ,,Herstellung‘‘ von Mischungen, die von
Nummer 1C950 erfaßt ist.

5A990 Die hier aufgeführten Waren dürfen nicht in den
Iran, den Irak oder nach Libyen ausgeführt werden.
Troposcatter-Verbindung mit analoger oder digi-
taler Modulation sowie besonders konstruierte
Bestandteile hierfür.

5E990 Die hier aufgeführten Waren dürfen nicht in den
Iran, den Irak oder nach Libyen ausgeführt werden.
,,Technologie‘‘ entsprechend der Allgemeinen
Technologie-Anmerkung für die ,,Entwicklung‘‘,
,,Herstellung‘‘ oder ,,Verwendung‘‘ von ,,Wa-
ren‘‘, die von Nummer 5A990 erfaßt sind.

8A990 Die hier aufgeführten Waren dürfen nicht in den
Iran oder den Irak ausgeführt werden. Schiffe und
aufblasbare Wasserfahrzeuge, in aufgeblasenem
und nicht aufgeblasenem Zustand, sowie beson-
ders konstruierte Bestandteile hierfür, die nicht
von Nummer ML9 des Teils III Liste 1 des Ex-
port of Goods (Control) Order 1994 oder von
Anhang I zum Beschluß 94/942/GASP des Rates
erfaßt sind.

8D990 Die hier aufgeführten Waren dürfen nicht in den
Iran oder den Irak ausgeführt werden. ,,Software‘‘,
besonders entwickelt für die ,,Entwicklung‘‘,
,,Herstellung‘‘ oder ,,Verwendung‘‘ von Waren,
die von Nummer 8A990 erfaßt sind.

8E990 Die hier aufgeführten Waren dürfen nicht in den
Iran oder den Irak ausgeführt werden. ,,Technolo-
gie‘‘ entsprechend der Allgemeinen Technologie-
Anmerkung für die ,,Entwicklung‘‘, ,,Herstel-
lung‘‘ oder ,,Verwendung‘‘ von ,,Waren‘‘, die
von den Nummern 8A990 oder 8D990 erfaßt
sind.
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9A990 Die hier aufgeführten Waren dürfen nicht in den
Iran, den Irak oder nach Libyen ausgeführt werden.
,,Luftfahrzeuge‘‘ mit einem Fluggewicht größer/
gleich 390 kg sowie Triebwerke und besonders
konstruierte Ausrüstung und Bestandteile hierfür,
die nicht an anderer Stelle von dieser Liste oder
von Nummer ML10 des Teils III Liste 1 des Ex-
port of Goods (Control) Order 1994 oder An-
hang I zum Beschluß 94/942/GASP erfaßt sind.

9A991 Die hier aufgeführten Waren dürfen nicht in den
Iran, den Irak oder nach Libyen ausgeführt werden.
,,Luftfahrzeuge‘‘ oder steuerbare Fallschirme mit
einem Fluggewicht von höchstens 390 kg, die
nicht in Nummer ML10 des Teils III Liste 1 des
Export of Goods (Control) Order 1994 erfaßt
sind.

9A993 Die hier aufgeführten Waren dürfen nicht nach Li-
byen ausgeführt werden. Ausrüstung zur Stimula-
tion beziehungsweise zur Modellierung sämtli-
cher Funktionen von ,,Luftfahrzeugen‘‘ sowie be-
sonders konstruierte Bestandteile und besonders
konstruiertes Zubehör hierfür.

9D993 Die hier aufgeführten Waren dürfen nicht nach Li-
byen ausgeführt werden. ,,Software‘‘, besonders

entwickelt oder geändert für die ,,Verwendung‘‘
der von Nummer 9A993 erfaßten ,,Waren‘‘.

9E990 Die hier aufgeführten Waren dürfen nicht in den
Iran, den Irak oder nach Libyen ausgeführt werden.
,,Technologie‘‘ entsprechend der Allgemeinen
Technologie-Anmerkung für die ,,Entwicklung‘‘,
,,Herstellung‘‘ oder ,,Verwendung‘‘ von Ausrü-
stung oder ,,Software‘‘, die von Nummer 9A990
erfaßt ist.

9E991 Die hier aufgeführten Waren dürfen nicht in den
Iran, den Irak oder nach Libyen ausgeführt werden.
,,Technologie‘‘ entsprechend der Allgemeinen
Technologie-Anmerkung für die ,,Entwicklung‘‘,
,,Herstellung‘‘ oder ,,Verwendung‘‘ von Ausrü-
stung oder ,,Software‘‘, die von Nummer 9A991
erfaßt ist.

9E993 Die hier aufgeführten Waren dürfen nicht nach Li-
byen ausgeführt werden. ,,Technologie‘‘ entspre-
chend der Allgemeinen Technologie-Anmerkung
für die ,,Entwicklung‘‘, ,,Herstellung‘‘ oder
,,Verwendung‘‘ von Ausrüstung oder ,,Soft-
ware‘‘, die von den Nummern 9A993 oder
9D993 erfaßt ist.

Veröffentlichung des Antrags auf Registrierung gemäß Artikel 6 Absatz 2 der Verordnung
(EWG) Nr. 2081/92 zum Schutz von geographischen Angaben und Ursprungsbezeichnungen

für Agrarerzeugnisse und Lebensmittel

(98/C 265/05)

Diese Veröffentlichung eröffnet gemäß Artikel 7 der genannten Verordnung die Möglichkeit,
Einspruch einzulegen. Der Einspruch muß durch die zuständige Behörde des Mitgliedstaats
innerhalb von sechs Monaten nach dieser Veröffentlichung übermittelt werden. Zur Rechtferti-
gung des Antrags im Sinne der Verordnung (EWG) Nr. 2081/92 ist die Veröffentlichung ge-
mäß dem nachstehenden, insbesondere unter 4.6 genannten Punkt zu begründen.

VERORDNUNG (EWG) Nr. 2081/92 DES RATES

EINTRAGUNGSANTRAG: ARTIKEL 5

g.U. (Ú)ÚÚg.g.A. (x)

Nationales Aktenzeichen: 03013

1. Zuständige Behörde des Mitgliedstaats: Vereinigtes Königreich

Name: Ministerium für Landwirtschaft, Fischerei und Ernährung

Telefon:Ù(44-171) 270Ø88Ø65

Fax: (44-171) 270Ø80Ø71
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2. Antragstellende Vereinigung:

a)ÙName: Exmoor Blue Cheese

b) Anschrift:ÙWillet Farm, Lydeard St Lawrence, Taunton, Somerset, TA4 3QB

c) Zusammensetzung:ÙErzeuger/Verarbeiter (1)ÚSonstige (1)

3. Art der Erzeugnisse: Käse: Kategorie 1.3

4. Beschreibung der Spezifikation:

(Zusammenfassung der Bedingungen gemäß Artikel 4 Absatz 2)

4.1. Name: Exmoor Blue Cheese

4.2. Beschreibung: Vollfett-Weichkäse mit blauer Aderung und einem Fettgehalt von 34Ø%.
Typische, tiefgelbe Farbe und butterartige Konsistenz. Der Käse wird aus unpasteuri-
sierter Milch von Jersey-Rindern hergestellt.

4.3. Geographisches Gebiet: Aus dem Teil der Grafschaft Devon, der sich von Barnstaple der
Küste entlang bis Watchet, weiter entlang der Dampfeisenbahnlinie von Watchet bis
zum Kreuzungspunkt der Straße 3227, der BØ3227 west bis zum Kreuzungspunkt der
Straße AØ361 und der AØ361 west bis zurück nach Barnstaple erstreckt.

4.4. Ursprungsnachweis: Der Käse wird seit 1986 im Betrieb des Antragstellers von Hand
nach traditionellen Methoden hergestellt. Seit 1990 wird dieser unverwechselbare
Weichkäse ausschließlich aus der Milch von Jersey-Rindern hergestellt.

4.5. Herstellungsverfahren: Die Milch wird auf 70Ø&F erhitzt und mit Säurewecker versetzt.
Danach wird sie auf 85—90Ø&F erhitzt und für 3—5 Stunden auf dieser Temperatur
gehalten. Während dieser Zeit werden vegetabilisches Lab und Penicillium roquefortii
zugesetzt. Der Bruch wird sich absetzen gelassen, geschnitten und mit Handschiebern
in zweischalige Formen gestrichen und abtropfen gelassen. Nach 6 Stunden bzw. 18
Stunden werden die Formen gewendet. 24 Stunden später werden die Laibe 6 Stunden
lang in eine Salzlösung gegeben und dann weitere 36 Stunden abtropfen gelassen, wo-
bei sie zweimal gewendet werden. Nachdem die Laibe auf der Ober- und Unterseite
von Hand eingestochen wurden, werden sie im Reifungszeitraum beidseitig mit Penicil-
lium candidum eingesprüht. Der Exmoor Jersey Blue wird unter täglichem Wenden 3
bis 6 Wochen reifen gelassen.

4.6. Zusammenhang: Das feuchtwarme Klima, der Oberboden über dem darunter anstehen-
den alten und neuen Buntsandstein in Verbindung mit der üppigen Grasnarbe, die
lange beweidet wird, tragen zu dem vollen Milcharoma bei.

4.7. Kontrolleinrichtung:

Name: Specialist Cheese Makers Association

Anschrift:ÙPO Box 256A, Thames Ditton, Surrey, KT7 0HR

4.8. Etikettierung: g.g.A.

4.9. Einzelstaatliche Anforderungen: —

EG-Aktenzeichen: G/UK/0001/95.04.18

Datum des vollständigen Dossiereingangs: 20.11.1997
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